Deutscher Bundestag 
7. Wahlperiode 


Drucksache 7 / 1108 


18 . 10 . 73 


Unterrichtung 

durch die Bundesregierung 


Bericht der Bundesregierung über die Integration in den 
Europäischen Gemeinschaften 
(Berichtszeitraum April bis September 1973) 


Inhaltsverzeichnis 

Ziffer 


A. Stand der Integration 1 bis 15 

Allgemeines 1 

Institutionelle Fortentwicklung der Gemeinschaft 2 bis 4 

Innerer Ausbau der Gemeinschaft 5 bis 8 

Außenbeziehungen der Gemeinschaft 9 bis 13 

Europäische politische Zusammenarbeit 14 bis 15 

B. Ausbau der Europäischen Gemeinschaft 16 bis 136 

I. Institutionelle Fragen 16 bis 19 

Europäisches Parlament 16 

Rat 17 

Kommission 18 

Personalstatut 19 

II. Wirtschafts- und Währungspolitik 20 bis 33 

Wirtschafts- und Währungsunion, Konjunkturpolitik . . 20 bis 23 

Währungspolitik 24 bis 27 

Haushaltspolitik 28 bis 31 

Mittelfristige Wirtschaftspolitik 32 bis 33 

III. Wettbewerbspolitik 34 bis 39 

Absprachen und Marktmacht 34 

Verbraucherpolitik 35 

Beihilfen 36 bis 39 

IV. Steuerpolitik 40 bis 51 

Indirekte Steuern 41 bis 50 

Umsatzsteuer 41 

Verbrauchsteuern 42 bis 45 

Verkehrsteuern 46 bis 48 

Steuerbefreiungen im innergemeinschaftlichen 

Reiseverkehr 49 

Steuerbefreiungen im innergemeinschaftlichen 

Postverkehr 50 

Direkte Steuern 51 


Druck: Thenee Druck KG, 53 Bonn, Tel.: (02221) 23 19 67 
Alleinvertrieb: Verlag Dr. Hans Heger, 53 Bonn-Bad Godesberg i, 
Postfach 821, Goethestr. 56, Tel. (02221) 36 35 51 



Drucksache 7/1108 


Deutscher Bundestag — 7. Wahlperiode 


Ziffer 


V. Strukturpolitik 52 bis 57 

Regionalpolitik 52 bis 53 

Industriepolitik 54 bis 56 

Europäische Investitionsbank 57 

VI. Agrarpolitik 58 bis 76 

Marktpolitik 58 bis 63 

Zollpolitik 64 

Strukturpolitik 65 bis 68 

Auswirkungen währungspolitischer Maßnahmen 

auf das Agrarpreissystem der Gemeinschaft 69 

Wettbewerbsbedingungen in der Landwirtschaft .... 70 

Europäischer Ausrichtungs- und Garantiefonds 

für die Landwirtschaft (EAGFL) 71 bis 76 

VII. Energiepolitik 77 bis 79 

VIII. Verkehrspolitik 80 bis 83 

IX. Forschung und Technologie 84 bis 87 

Euratom und EWG 84 bis 86 

EGKS 87 

X. Sozialpolitik 88 bis 94 

Sozial- und gesellschaftspolitisches Aktionsprogramm 

der Gemeinschaft 88 

Europäisches Sozialbudget 89 

Europäischer Sozialfonds 90 

Berufsbildung 91 bis 92 

Maßnahmen im Bereich der EGKS 93 bis 94 

XI. Der Gemeinsame Markt 95 bis 113 

Niederlassungsrecht und freier Dienstleistungsverkehr 95 bis 103 

Gesellschaftsrecht 104 bis 105 

Der gemeinsame Kohlemarkt 106 bis 109 

Der gemeinsame Stahlmarkt 110 bis 113 

XII. Umweltpolitik 114 

XIII. Rechtsangleichung 115 bis 136 

Technische Handelshemmnisse im gewerblichen 

Bereich 115 bis 119 

Lebensmittelrecht 120 bis 122 

Veterinärrecht 123 

Futtermittelrecht 124 

Düngemittelrecht 125 

Pflanzenschutz 126 

Zollrecht 127 bis 129 

Abbau von Grenzkontrollen zwischen den 

Gemeinschaftsstaaten 130 

Kapitalverkehr 131 bis 132 

Europäisches Patent- und Markenrecht 133 bis 134 

Internationale Übereinkommen 135 bis 136 


Zugeleitet mit Schreiben des BundeskanzAers vom 18. Oktober 1973 - 1/4 (IV/1) - 689 00 - In 16/73. 
Federführend: Bundesminister für Wirtschaft. 


2 



Deutscher Bundestag — 7. Wahlperiode DrUCkSBChO 7/1108 


C. Außenbeziehungen 137 bis 166 

XIV. Außenwirtschaftspolitik 137 bis 156 

Zollpolitik 137 bis 138 

Handelspolitik 139 bis 150 

Beziehungen zu Drittländern 151 bis 156 

XV. Verhandlungen mit den Mittelmeerländern 157 

XVI. Assoziierungen und besondere Beziehungen 

mit europäischen Ländern 158 bis 1 63 

Freihandelsabkommen mit den nichtbeitretenden 

EFTA-Staaten 158 bis 159 

Abkommen mit anderen europäischen Staaten 160 bis 163 

Türkei 160 

Griechenland 161 

Malta 162 

Zypern 163 

XVII. Assoziierungen und Präferenz-Abkommen mit 

außereuropäischen Ländern 164 bis 165 

XVIII. Gemeinschaftliche Politik der Zusammenarbeit 

mit den Entwicklungsländern 166 


3 



Drucksache 7/1108 Deutscher Bundestag — 7. Wahlperiode 


A. Stand der Integration 


Allgemeines 

1. Der Berichtszeitraum ist in erster Linie durch 
intensive Arbeiten zur Verwirklichung des Pro- 
gramms gekennzeichnet, das die Gipfelkonferenz in 
Paris vom 19. /20. Oktober 1972 für das Jahr 1973 
aufgestellt hat. 

Die Gipfelkonferenz hatte in den vier Bereichen der 
Europapolitik - innerer Ausbau der Gemeinschaft, 
Außenbeziehungen der Gemeinschaft, institutionelle 
Fortentwicklung und Europäische Politische Zusam- 
menarbeit - eine Reihe von wichtigen Terminen ge- 
setzt, die in den Berichtszeitraum fallen. Diese Ter- 
mine wurden eingehalten, wenn man von kurzen, 
nicht ins Gewicht fallenden Verzögerungen bei eini- 
gen Vorhaben absieht. 

Hervorzuheben sind insbesondere die Errichtung des 
Europäischen Fonds für währungspolitische Zusam- 
menarbeit mit Sitz in Luxemburg, die Verabschie- 
dung des Aktionsprogamms der Europäischen Ge- 
meinschaften für den Umweltschutz, die Einigung 
über das Gesamtkonzept für die Handelsverhand- 
lungen im GATT, die im September in Tokyo began- 
nen, der Beginn der Verhandlungen mit den Mittel- 
meerstaaten im Rahmen des Globalkonzepts Mittel- 
meerländer und mit den überseeischen assoziierten 
und assoziablen Staaten, sowie die Annahme des 
Zweiten Luxemburger Berichts über die Europäische 
Politische Zusammenarbeit und die Ergebnisse der 
Außenministerkonferenz in Kopenhagen am 10./11. 
September 1973, die den Weg zur Definition der 
Europäischen Identität und zu einem umfassenden 
konstruktiven Dialog mit den Vereinigten Staaten 
geebnet haben. 

Die Bundesregierung hat zum Zustandekommen die- 
ser Ergebnisse wesentliches beigetragen. Für sie ge- 
nießt die Weiterarbeit an der Verwirklichung der 
Beschlüsse der Gipfelkonferenz Priorität. In der Per- 
spektive der Errichtung einer Europäischen Union 
hat sie die Erfüllung dieser Aufgaben auf allen Ge- 
bieten und in vollem Umfang zum Programm ihres 
aktiven Mitwirkens an der Europäischen Einigung 
gemacht. 


Institutioneile Fortentwicklung der Gemeinschaft 

2 . Die von der Gipfelkonferenz geforderte Ver- 
besserung der Arbeitsweise und der Entscheidungs- 
verfahren der Gemeinschaftsorgane sowie die Ver- 
besserung der Beziehungen dieser Organe unterein- 
ander stellt nach Auffassung der Bundesregierung 
eine kontinuierliche Aufgabe dar. Die Gemeinschafts- 
organe haben diese Aufgabe, nachdem sie die mit 
dem Beitritt von drei neuen Mitgliedstaaten verbun- 
denen personellen und strukturellen Anpassungen 
vollzogen haben, tatkräftig in Angriff genommen. 
Jedoch sind bislang nur vorläufige Ergebnisse zu 
verzeichnen. 


3 . Auf seiner Tagung am 23724. Juli 1973 hat der 
Rat eine Reihe von praktischen Maßnahmen zur 
Verbesserung seiner Arbeitsweise beschlossen, die 
im wesentlichen die organisatorische Vorbereitung 
und Durchführung seiner Tagungen betreffen, über 
andere wichtige Fragen in diesem Zusammenhang, 
die namentlich auch die Kohärenz des gemeinschaft- 
lichen Handelns betreffen, sollen die Erörterungen 
fortgesetzt werden. 

4 . Im Bereich der Stärkung des Europäischen Par- 
laments, auf die die Bundesregierung stets besonde- 
ren Wert gelegt hat, konzentrieren sich die laufen- 
den Arbeiten auf 

— die Verbesserung der Beziehungen zwischen Rat 
und Europäischem Parlament, 

— die Stärkung der Haushaltsbefugnisse des Euro- 
päischen Parlaments. 

Die Kommission hat zum letzteren Punkt am 6. Juni 
1973 ihre Vorschläge vorgelegt, die auf Ratsebene 
im Berichtszeitraum noch nicht erörtert wurden, zu- 
mal auch das Europäische Parlament noch nicht ab- 
schließend dazu Stellung genommen hat. 


Innerer Ausbau der Gemeinschaft 

5 . Kernstück des inneren Ausbaus und der Vertie- 
fung der Gemeinschaft ist die Schaffung der Wirt- 
schafts- und Währungsunion. Die Arbeit der Gemein- 
schaftsorgane war im Berichtszeitraum weitgehend 
auf die Vorbereitung des Eintritts in die 2. Stufe 
konzentriert, der nach dem Beschluß der Gipfelkon- 
ferenz am 1. Januar 1974 erfolgen soll. 

Die Kommission unterbreitete dem Rat am 30. April 
1973 ihre Vorschläge für den Übergang zur 2. Stufe 
der Wirtschafts- und Währungsunion. Hierüber führ- 
te der Rat am 14. /1 5. Mai 1973 eine erste Orientie- 
rungsdebatte, die von den Wirtschafts- und Finanz- 
ministern auf der Ratstagung am 28729. Juni 1973 
vertieft wurde. Ferner legte die Kommission termin- 
gerecht den Bericht über die Umgestaltung des kurz- 
fristigen Währungsbeistands sowie einer schrittwei- 
sen Vergemeinschaftung der Währungsreserven vor. 

Die Beratungen darüber, welche Form die 2. Stufe 
annehmen soll bzw. welche Entscheidungen bis zum 
Jahresende noch vom Rat getroffen werden müssen, 
um den Übergang zur 2. Stufe zu ermöglichen, sind 
noch nicht abgeschlossen. 

6 . Wie bereits im letzten Integrationsbericht mit- 
geteilt wurde, beschloß der Rat auf seiner Tagung 
am 273. April 1973 die Errichtung des „Europäischen 
Fonds für währungspolitische Zusammenarbeit". Als 
vorläufiger Arbeitsort der neuen Institution, die in- 
zwischen ihre Tätigkeit aufgenommen hat, wurde 
nach Beschluß vom 24. Juli 1973 Luxemburg be- 
stimmt. 

7 . Im Bereich der neuen, die Wirtschafts- und Wäh- 
rungsunion begleitenden Politiken wurde der erste 
von der Gipfelkonferenz gesetzte Termin durch die 
Verabschiedung des Umweltaktionsprogramms der 
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Europäischen Gemeinschaften auf der Tagung des 
Rates der Umweltminister am 19. Juli 1973 erfüllt. 
Das Programm stellt einen vielversprechenden Aus- 
gangspunkt für die Harmonisierung der Umwelt- 
maßnahmen in der Gemeinschaft mit dem Ziel einer 
Verbesserung der Lebensbedingungen in Europa dar. 
Die Bundesregierung hält insbesondere die Aner- 
kennung des Verursacherprinzips und des Grund- 
satzes, daß gemeinschaftliche Aktionen den Fort- 
schritt auf nationaler Ebene nicht beeinträchtigen 
dürfen, für Säulen künftiger Umweltpolitik im na- 
tionalen wie internationalen Rahmen. 

Die Vorbereitungsarbeiten für die zum Jahresende 
fälligen Entscheidungen im Bereich der Sozial- und 
Regional-, sowie der Industrie-, Technologie- und 
Wissenschaftspolitik sind ebenfalls weitergeführt 
worden. Hervorzuheben ist, daß die Bundesregie- 
rung in Fortsetzung ihrer Initiative im sozialpoliti- 
schen Bereich am 1. August 1973 weitere eigene 
Vorstellungen in die Diskussionen eingebracht hat, 
die insbesondere die sozialere Gestaltung der Frei- 
zügigkeit und den Arbeitsschutz zum Gegenstand 
haben. 

8 . Der Rat wird im Herbst 1973 die Frage prüfen, 
wie die gemeinsame Agrarpolitik weiter entwickelt 
werden kann. Diese Prüfung wird unter dem Vor- 
zeichen geschehen, die Integration zu festigen und 
die Prinzipien des Agrarmarktes, nämlich 

— den freien Warenverkehr innerhalb der Gemein- 
schaft, 

— die Präferenz des innergemeinschaftlichen Han- 
dels gegenüber Drittländern und 

— die finanzielle Solidarität 

zu wahren. Das Problem der Produktion von Über- 
schüssen soll in behutsamer Weise gelöst werden. 

Bei der Preisdiskussion des Agrarsektors im Früh- 
jahr 1973 - zuletzt auf der Luxemburger Tagung des 
Agrarrates vom 28. April bis 1. Mai - hat der Rat 
anerkannt, daß der gemeinsame Agrarpreis erhalten 
bleiben soll und daß deshalb die Änderungen der 
Währungsparitäten durch ein System des Grenzaus- 
gleichs nur solange aufgefangen werden sollen, bis 
Fortschritte beim Aufbau der Währungsunion einen 
schrittweisen Abbau erlauben. 


Außenbeziehungen der Gemeinschaft 

9. Im Bereich der Außenbeziehungen wird die neue 
Dimension, die die Gemeinschaft durch ihre Erwei- 
terung angenommen hat, besonders augenfällig. Das 
Europa der Neun ist nach Bevölkerungszahl und 
wirtschaftlichem Gewicht ein bedeutender Faktor, 
der weitreichende und weltweite Wirkungen er- 
zeugt. Die Bundesregierung ist der Auffassung, daß 
es zwischen der weltweiten Bedeutung dieses Euro- 
pas und seiner Bereitschaft und Fähigkeit, entspre- 
chende Verantwortung zu übernehmen, keine Dis- 
krepanz geben darf. 

10. Die Verhandlungen mit Norwegen über Frei- 
handelsabkommen (EWG und EGKS) wurden erfolg- 


reich abgeschlossen und die Abkommen am 14. Mai 
1973 unterzeichnet. Das Abkommen mit der EWG 
trat am 1. Juli 1973 in Kraft. Die Ratifizierung des 
EGKS-Abkommens in den Mitgliedstaaten ist noch 
nicht abgeschlossen. 

11. Im Rahmen der gemeinschaftlichen Mittelmeer- 
politik verabschiedete der Rat erste Richtlinien für 
die Verhandlungen mit Algerien, Israel, Marokko, 
Spanien und Tunesien. Die Kommission hat im Juli 
die Verhandlungen mit diesen Ländern begonnen 
mit dem Ziel, daß die Gemeinschaft diese Abkommen 
bis zum Jahresende abschließen kann. Die Abkom- 
men werden den Willen der Gemeinschaft zu einer 
in ihren Einzelelementen zwar anpassungsfähigen, 
aber dennoch langfristig angelegten, über den Han- 
delsbereich hinausgehenden Zusammenarbeit mit 
den Ländern des Mittelmeerraums verdeutlichen. 

12. Als Auftakt zu den Verhandlungen über die 
zukünftige Gestaltung der Beziehungen zwischen der 
Gemeinschaft und den assoziierten afrikanischen 
Staaten und Madagaskar, den durch das Protokoll 
Nr. 22 zum Beitrittsvertrag betroffenen Staaten und 
einigen weiteren afrikanischen Staaten fand in Brüs- 
sel am 25.126. Juli 1973 eine Eröffnungskonferenz 
statt, an der 45 überseeische Staaten (davon vier als 
Beobachter) teilnahmen. Die Konferenz ist von allen 
Beteiligten als ein historisches Ereignis verstanden 
worden. Sie hat den Willen der assoziierten und 
assoziablen Staaten bekräftigt, den Dialog mit Euro- 
pa mit dem Ziel des Abschlusses eines oder mehrerer 
neuer Abkommen fortzusetzen. Die eigentlichen Ver- 
handlungen sollen mit einer Ministerkonferenz am 
17. Oktober 1973 in Brüssel eröffnet werden. Sie sol- 
len so rechtzeitig zum Abschluß gebracht werden, 
daß das oder die neuen Abkommen zum 1. Februar 
1975 in Kraft treten können. 

13. Die gemeinsame Handelspolitik hat zunehmend 
an Gewicht gewonnen. Die Europäische Gemeinschaft 
hat entsprechend dem Auftrag der Pariser Gipfel- 
konferenz am 26. Juni 1973 ein Gesamtkonzept für 
die multilateralen GATT-Verhandlungen beschlos- 
sen und damit als erste - vor den USA und Japan - 
ihre Haltung für die GATT-Runde festgelegt. Die in 
dem Konzept niedergelegten Grundsätze werden 
mit dazu beitragen, der Liberalisierung des Welt- 
handels neue Impulse zu geben. 

Der Gemeinschaft hat dieses Konzept als Grund- 
lage für ihre aktive Mitarbeit an der Erklärung von 
Tokyo gedient, die die GATT-Mitgliedstaaten am 

14. September 1973 bei der Ministersitzung zur Er- 
öffnung der neuen GATT-Runde abgegeben haben. 

Die EG hat ihre auf der Pariser Gipfelkonferenz er- 
klärte Bereitschaft zum konstruktiven Dialog mit 
den USA, Kanada, Japan und den übrigen Industrie- 
ländern durch Intensivierung ihrer bilateralen Kon- 
sultationen und Kontakte bekräftigt. Die Bundesre- 
gierung hat sich nachdrücklich dafür eingesetzt, den 
bestehenden Dialog zwischen der EG und den 
USA anläßlich des Europabesuchs von Präsident 
Nixon zu einem umfassenden politischen Dialog fort- 
zuentwickeln. 
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Europäische Politische Zusammenarbeit (EPZ) 

14 . Die Staats- und Regierungschefs haben dem 
von den Außenministern am 23. Juli 1973 verab- 
schiedeten Zweiten Bericht über die Europäische 
Politische Zusammenarbeit auf dem Gebiet der 
Außenpolitik zugestimmt. 

In diesem Bericht sind die Fortschritte im Rahmen 
der EPZ festgelegt, die die neun Regierungen beim 
gegenwärtigen Stand der politischen Einigung West- 
europas erreichen konnten. Neben einer Reihe prak- 
tischer Verbesserungen handelt es sich insbesondere 
um 

— eine grundsätzliche Verpflichtung der neun Staa- 
ten, ihre eigene Haltung nicht ohne vorherige 
Konsultation im Rahmen der EPZ festzulegen bei 
Fragen, die „die Interessen Europas auf unse- 
rem Kontinent oder außerhalb auf solchen Gebie- 
ten berühren, wo eine gemeinsame Stellung- 
nahme erforderlich oder wünschenswert wird", 

— eine Verstärkung der Beziehungen zum Europäi- 
schen Parlament (u. a. vier Kolloquien mit 
Politischem Ausschuß nach den vier jährlichen 
EPZ-Ministertreffen), 


— eine engere Zusammenarbeit der EPZ mit den 
Organen der Gemeinschaft. 

15 . Wesentliches Ergebnis des EPZ-Ministertref- 
fens in Kopenhagen am 10./11. September 1973 war 
die Einigung über die Vorbereitung einer möglichen 
Begegnung der Neun mit dem Präsidenten der USA 
bei seinem geplanten Besuch in Europa. Die Neun 
haben die Voraussetzungen für ein gemeinsames 
Auftreten gegenüber den USA geschaffen und sich 
gleichzeitig auf ein Verfahren für das Zusammen- 
wirken von EPZ und EG bei der Vorbereitung des 
Besuchs geeinigt. 

Die Frage der Beziehungen Europa-USA ist von den 
Ministern mit einer Studie zur europäischen Iden- 
tität verknüpft worden, die ständig im Lichte der 
Fortschritte bei der europäischen Einigung revidiert 
werden soll. 

Die Bundesregierung ist entschlossen, die Möglich- 
keiten der EPZ voll auszuschöpfen. In der Perspek- 
tive der Europäischen Union muß Westeuropa sei- 
nen angemessenen Platz als eigenständiges Ganzes 
in der Weltpolitik einnehmen. 


6 



Deutscher Bundestag — 7. Wahlperiode DfUCksachG 7/1108 


B. Ausbau der Europäischen 
Gemeinschaft 


I. Institutioneile Fragen 
Europäisches Parlament 

16 . Die Kommission der Europäischen Gemeinschaf- 
ten hat inzwischen Vorschläge zur Stärkung der 
Haushaltsbefugnisse des Europäischen Parlaments 
vorgelegt, die zu einem zweiten Vertrag zur Ände- 
rung bestimmter Haushaltsvorschriften der Verträge 
zur Gründung der Europäischen Gemeinschaften und 
des Fusionsvertrages führen sollen. Kernpunkte der 
Kommissionsvorschläge sind eine Ermächtigung für 
die Organe der Gemeinschaft zur selbstständigen 
Schaffung neuer bzw. zur Verstärkung bereits ge- 
schaffener eigener Mittel der Gemeinschaften und 
die Einrichtung eines Rechnungshofs der Europäi- 
schen Gemeinschaften. Die Verhandlungen über die- 
se Vorschläge werden in Kürze beginnen. 

Darüber hinaus hat die Kommission in einer Mittei- 
lung an den Rat eine Reihe von anderen Vorschlä- 
gen zur Stärkung der Kontrollbefugnisse des Euro- 
päischen Parlaments vorgelegt. Auch diese Vor- 
schläge befinden sich noch im Stadium der Beratun- 
gen auf nationaler Ebene, werden aber in Kürze auf 
gemeinschaftlicher Ebene erörtert werden. 

Rat 

17 . Bis zum 30. Juni 1973 hatte Belgien im Rat der 
Europäischen Gemeinschaft turnusmäßig den Vor- 
sitz inne. Am 1. Juli 1973 ging der Vorsitz auf Däne- 
mark über. 

Der Generalsekretär des Rats, Christian Calmes, 
Luxemburg, ist am 15. Juni 1973 von seinem Amt 
zurückgetreten. Er wurde vom Rat zum Generalsek- 
retär ehrenhalber ernannt. Sein Nachfolger wurde 
der ehemalige Botschafter Luxemburgs in der Bun- 
desrepublik Deutschland, Dr. Nicolas Hommel. 

Kommission 

18 . Der für die Beziehungen zu den Entwicklungs- 
ländern zuständige Kommissar Deniau ist im April 
zurückgetreten, um Staatssekretär im Kabinett 
Messmer zu werden. Sein Nachfolger wurde Claude 
Cheysson (Frankreich). 

Der ehemalige dänische Ministerpräsident Jens Otto 
Krag ist von der Kommission zum Leiter der Delega- 
tion der Gemeinschaft in Washington ernannt wor- 
den. Er wird sein Amt am 1. Januar 1974 antreten. 

Personalstatut 

19 . Im Berichtszeitraum standen vor allem Regelun- 
gen für das aus Forschungs- und Investitionsmitteln 
besoldete Personal im Vordergrund. Wie für die 
Beamten aus Anlaß des Beitritts neuer Mitgliedslän- 
der wurden auch für diesen Personenkreis Sonder- 
maßnahmen getroffen. Sie sollen das freiwillige Aus- 


scheiden einer bestimmten Anzahl von Bediensteten 
erleichtern, das sowohl aus Anlaß des neuen Vier- 
jahresprogrammes für die Forschungsanlagen der 
Gemeinsamen Forschungsstelle der Europäischen 
Atomgemeinschaft als auch wegen der Einstellung 
von Bediensteten der neuen Mitgliedsländer erfor- 
derlich ist. Die Überarbeitung der Personalvorschrif- 
ten für das aus Forschungs- und Investitionsmitteln 
besoldete Personal ist noch im Gange. Daneben 
wurde als Folge eines Urteils des Europäischen Ge- 
richtshofes eine Änderung der bereits früher be- 
schlossenen Gehaltsanpassung für das Jahr 1972 so- 
wie eine Änderung der Berichtigungskoeffizienten 
vorgenommen. Die Gespräche über eine Verbesse- 
rung des Dialogverfahrens zwischen Personalver- 
tretung und Rat der Europäischen Gemeinschaften 
sind fortgeführt worden. 


II. Wirtschafts- und Währungspolitik 

Wirtschafts- und Währungsunion, Konjunktur- 
politik 

20 . Für den Herbst 1973 steht für die Gemeinschaft 
die Entscheidung über den Übergang zur zweiten 
Stufe der Wirtschafts- und Währungsunion bevor. 
Gemäß dem Stufenplan zur Wirtschafts- und Wäh- 
rungsunion vom 22. März 1971 müssen die Institu- 
tionen der Gemeinschaft vor Ablauf der ersten Stufe 
von drei Jahren diejenigen Maßnahmen konkretisie- 
ren, die nach dem Übergang zur zweiten Stufe zur 
vollständigen Verwirklichung der Wirtschafts- und 
Währungsunion führen. Die Pariser Gipfelkonferenz 
vom Oktober 1972 bekräftigte diesen Zeitplan und 
legte fest, daß 1973 die Beschlüsse gefaßt werden, 
die notwendig sind, um den Übergang zur zweiten 
Stufe am 1. Januar 1974 zu verwirklichen. 

21 . Zur Vorbereitung der anstehenden Entschei- 
dungen legte die Kommission auf der Ratstagung 
vom 14./ 15. Mai 1973 einen Bericht über die Weiter- 
entwicklung der Wirtschafts- und Währungsunion 
vor. 

In der Bilanz über die erste Stufe gelangte die Kom- 
mission zu dem Ergebnis, daß das Programm der 
ersten Stufe zu einem Großteil noch nicht verwirk- 
licht ist; insbesondere seien 

— die Verfahren zur Koordinierung der kurzfristi- 
gen Wirtschaftspolitik nur formal gehandhabt 
worden; 

— die Fortschritte auf dem Gebiet der Steuerhar- 
monisierung nicht befriedigend; 

— Rückschritte bei der Liberalisierung des Kapital- 
verkehrs zu verzeichnen; 

— Maßnahmen im Bereich der regionalen Struktur- 
politik nicht zustande gekommen und 

— Großbritannien, Italien und Irland aus dem ge- 
meinsamen Wechselkurssystem ausgeschieden. 

Da die Voraussetzungen des Stufenplans, die zweite 
Stufe als letzte Etappe für die Vollendung der Wirt- 
schafts- und Währungsunion zu beginnen, noch nicht 
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gegeben sind, schlägt die Kommission eine dreijäh- 
rige Übergangsphase vor. 

22 . Am 28. Juni 1973 wurde auf der Tagung des 
Ministerrates die Diskussion über die Bilanz der 
1. Stufe und über das Aktionsprogramm der Kom- 
mission für die 2. Stufe fortgesetzt. Es bestand 
Übereinstimmung darin, daß die bisherigen Fort- 
schritte in der 1. Stufe der Wirtschafts- und Wäh- 
rungsunion noch unzureichend sind. Der Rat beauf- 
tragte daher den Ausschuß der Ständigen Vertreter 
damit, einen Katalog derjenigen Maßnahmen zu er- 
arbeiten, die als Voraussetzung für den Übergang 
zur 2. Stufe noch 1973 zu verabschieden sind. 
Außerdem sollen diejenigen Maßnahmen präzisiert 
werden, die für die 2. Stufe vorgesehen sind. 

Der Ausschuß der Ständigen Vertreter setzte darauf- 
hin am 12. Juli 1973 eine Ad-hoc-Gruppe ein, die ihn 
bei den Arbeiten in Zusammenhang mit den Fragen 
des Übergangs zur 2. Stufe unterstützen soll. 
Die Ad-hoc-Gruppe tagte seitdem mehrmals; sie 
wird ihre Arbeitsergebnisse Anfang Oktober 1973 
vorlegen. 

23 . Anläßlich der turnusmäßigen Prüfung der Wirt- 
schaftslage in der Gemeinschaft stellte der Rat fest, 
daß der Kosten- und Preisauftrieb in den Mitglied- 
staaten trotz der mit dem Stabilitätsprogramm vom 
Oktober 1972 in die Wege geleiteten Maßnahmen 
unvermindert anhält und deshalb verstärkte An- 
strengungen erforderlich sind. Der Rat verabschie- 
dete eine zweite Stabilitätsentschließung, die im 
wesentlichen das Anti-Inflationsprogramm vom De- 
zember 1972 bekräftigt, deren Schwerpunkte im Be- 
reich der nationalen Haushalts-, Geld- und Kredit- 
politik liegen. Dabei hat die Bundesregierung auf 
dem Gebiet der Preispolitik darauf hingewirkt, daß 
in der Stabilitätsentschließung die Möglichkeit vor- 
gesehen ist, die staatliche Mißbrauchsaufsicht über 
die Preisbildung auf wichtigen Märkten zu verstär- 
ken. 

Die von der Kommission routinemäßig vorgelegten 
quantitativen Orientierungsdaten für 1974/75 nahm 
der Rat zur Kenntnis. Er beschloß, diese Empfehlun- 
gen bei der Verabschiedung des Jahreswirtschafts- 
berichts im Oktober 1973 erneut zu überprüfen und 
dann zu verabschieden. 

Währungspolitik 

24 . Der Europäische Fonds für währungspolitische 
Zusammenarbeit, der durch Beschluß des Rates vom 
3. April 1973 errichtet worden ist, hat seine Ge- 
schäfte effektiv am 1. Juni 1973 aufgenommen. Die 
zwei kurzfristigen Kreditsysteme der Gemeinschaft 
- die sehr kurzfristige Finanzierung und der kurz- 
fristige Währungsbeistand - wurden im Hinblick auf 
ihre Verwaltung durch den Fonds technisch ange- 
paßt. Der Verwaltungsrat des Fonds hat vorläufig 
die Bank für internationalen Zahlungsausgleich in 
Basel zum Agenten des Fonds bestimmt. Durch Be- 
schluß der Vertreter der Regierungen der Mitglieds- 
länder vom 24. Juli 1973 wird der Europäische Fonds 
in Luxemburg als vorläufigem Arbeitsort unterge- 
bracht. 


25 . Am 28. Juni 1973 haben die Präsidenten der 
EWG-Zentralbanken beschlossen, der Banca d'Italia 
einen kurzfristigen Beistandskredit im Gegenwert 
von 1562,5 Mrd. Europäischen Währungseinheiten 
einzuräumen. 

26 . Die Kommission hat in ihrem Bericht vom 27. 
Juni 1973 Gedanken für einen weiteren Ausbau des 
Fonds entwickelt. Danach soll der Fonds mit einem 
Kapital von 500 Mio Rechnungseinheiten in Währun- 
gen der Gemeinschaftsländer ausgestattet werden; 
die Währungsreserven der Mitgliedsländer sollen 
beginnend zum 1. Januar 1974 mit einem Anfangs- 
betrag von 20 v. H. ihrer Währungsreserven verge- 
meinschaftet und der kurzfristige Währungsbeistand 
auf das Sechsfache der bestehenden Quoten erhöht 
werden. Der Rat beabsichtigt, im Oktober 1973 nach 
Einholung von Stellungnahmen des Ausschusses 
der Notenbankpräsidenten und des Währungsaus- 
schusses hierüber einen Gedankenaustausch zu füh- 
ren. Die Bundesregierung hält diese Vorschläge beim 
derzeitigen Stand der Integration der Wirtschafts- 
und Währungsunion für zu weitgehend. Eine zu 
exzessive Ausdehnung der Kreditmechanismen der 
Gemeinschaft trägt in sich die Gefahr, inflationäre 
Spannungen zu verschärfen. 

27 . Die Aufwertung der D-Mark am 29. Juni 1973 
um 5,5 v. H. wurde neben stabilitätspolitischen Über- 
legungen auch aus europapolitischen Beweggründen 
vorgenommen. Die Aufrechterhaltung des Wäh- 
rungsverbundes der sogenannten „Schlange" von 
sechs EWG- und zwei skandinavischen Währungen 
war ein primäres Ziel dieser Wechselkursmaßnahme. 
Die Niederlande werteten den Gulden am 19. Sep- 
tember um 5 v. H. auf. 

Haushaltspolitik 

28 . Der Ausschuß für Haushaltspolitik hat sich im 
Berichtszeitraum mit Fragen der weiteren Verwirk- 
lichung der Wirtschafts- und Währungsunion befaßt. 
Von besonderer Bedeutung waren dabei die Harmo- 
nisierung der wirtschaftspolitischen Instrumente zur 
Förderung von Stabilität, Wachstum und Vollbe- 
schäftigung in der Gemeinschaft und die Synchroni- 
sierung der nationalen Haushaltsverfahren als Be- 
dingung für die Verwirklichung der 2. Stufe zur 
Wirtschafts- und Währungsunion. 

Darüber hinaus hat der Ausschuß für Haushaltspo- 
litik der Koordinierung der Haushaltspolitiken der 
einzelnen Mitgliedstaaten besondere Bedeutung bei- 
gemessen. Im Rahmen der bestehenden Harmoni- 
sierungsverfahren wurden der Vollzug der Haus- 
haltspläne 1973 geprüft und Leitlinien für die Haus- 
haltsentwürfe 1974 aufgestellt. Der Wiedererlangung 
der Preisstabilität wurde dabei Vorrang eingeräumt. 

29 . Nach mehrjähriger Verhandlungsdauer ist am 
1. Mai 1973 die vereinheitlichte Haushaltsordnung 
für den Gesamthaushaltsplan der Europäischen Ge- 
meinschaften in Kraft getreten. In dieser Haushalts- 
ordnung sind die bislang selbständigen Haushalts- 
ordnungen zusammengefaßt und die notwendigen 
Änderungen vorgenommen worden, die sich aus dem 
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Ratsbeschluß vom 21. April 1970 über die Ersetzung 
der Finanzbeiträge der Mitgliedstaaten durch eigene 
Mittel der Gemeinschaften ergeben. Bei den Bera- 
tungen hat sich die Bundesregierung mit Nachdruck 
dafür eingesetzt, daß die Rechte und Befugnisse des 
unabhängigen Kontrollausschusses der EG verbes- 
sert werden. Dies ist ihr jedoch nur zum Teil ge- 
lungen. Zwar wurde eine Verbindung zwischen 
interner und externer Kontrolle hergestellt und wur- 
den die Rechte des Kontrollausschusses gegenüber 
der Kommission klar Umrissen. Die weitergehenden 
deutschen Vorstellungen, das Prüfungsrecht der ex- 
ternen Gemeinschaftskontrolle gegenüber den Mit- 
gliedstaaten festzulegen und eine Zusammenarbeit 
mit den nationalen Rechnungshöfen zu sichern, fand 
aber nicht die Unterstützung durch die Mehrzahl der 
Mitgliedstaaten. 

30 . Im Berichtszeitraum hat die EG-Kommission 
vier Nachtragshaushalte zum Haushaltsplan 1973 
vorgelegt, von denen jedoch nur der vierte nennens- 
werte Auswirkungen auf das Volumen hat. 

Dieser Nachtragshaushalt Nr. 4/73 sah im Vorent- 
wurf eine Erhöhung der Haushaltsmittel von 4217 
Mio RE um 1008 Mio RE auf 5225 Mio RE vor (1 RE 

— 3,66 DM), mithin eine Steigerung um rund 25 v. H. 
Nach der Stellungnahme des Europäischen Parla- 
ments hat der Rat am 21. September 1973 den Nach- 
tragshaushalt mit einem Gesamtvolumen von 916 
Mio RE endgültig festgestellt. Davon sind 864 Mio 
RE für den Europäischen Ausrichtungs- und Garan- 
tiefonds für die Landwirtschaft und 45 Mio RE für 
den Europäischen Sozialfonds bestimmt; 7 Mio RE 
sollen den Mitgliedstaaten als Erhebungskosten für 
die Eigenmittel der Gemeinschaften zufließen. Der 
deutsche Finanzierungsanteil beträgt 29,0369 v. H. = 
266 Mio RE oder 973 Mio DM. 

31 . Der EG-Ministerrat hat am 21. September 1973 
den Entwurf des EG-Haushalts 1974 auf der Basis 
eines Vorentwurfs der Kommission aufgestellt. Die- 
ser Entwurf wird nun dem Europäischen Parlament 
zur Stellungnahme übersandt, bevor der Ministerrat 

- voraussichtlich im Dezember 1973 - endgültig den 
EG-Haushalt 1974 verabschieden kann. 

Der von der Kommission vorgelegte Vorentwurf für 
1974, der ein Gesamtvolumen von über 6 Mrd. Rech- 
nungseinheiten (RE) oder mehr als 22 Mrd. DM 
(1 RE — 3,66 DM) aufwies, ist unter Hinweis auf die 
Notwendigkeit stabilitätsgerechten Verhaltens der 
EG vom Ministerrat um rund 1 Mrd. RE (= 16,8 v. H.) 
gekürzt worden. 

Diese Kürzungen setzen sich im wesentlichen wie 
folgt zusammen: 

Agrarfonds 295 Mio RE 

Sozialfonds 140 Mio RE 

Regionalfonds 500 Mio RE. 

Nach diesen Kürzungen beträgt das Volumen des 
vom Rat aufgestellten Entwurfs für 1974 5026 Mio 
RE = 18 400 Mio DM. Hauptausgabeblock ist mit 
insgesamt 3830 Mio RE weiterhin der Agrarfonds 
mit seinen beiden Abteilungen „Garantie" (Markt- 
ordnungen, 3505 Mio RE) und „Ausrichtung" (Struk- 
turverbesserungen, 325 Mio RE). 


Die Bundesrepublik ist mit 28,5 v. H. an der Finan- 
zierung des EG-Haushalts 1974 beteiligt. Sie hat 
daher insgesamt rund 5270 Mio DM aufzubringen, 
und zwar voraussichtlich 3500 Mio DM durch Abfüh- 
rung sogenannter eigener Mittel der EG (Zölle und 
Abschöpfungen) und die restlichen 1770 Mio DM 
als den Bundeshaushalt unmittelbar belastender Fi- 
nanzbeitrag. 

Mittelfristige Wirtschaftspolitik 

32 . Auf Wunsch des Rates befaßte sich der Aus- 
schuß für mittelfristige Wirtschaftspolitik ausführ- 
lich mit der Mitteilung der Kommission über den 
Übergang in die zweite Stufe der Wirtschafts- und 
Währungsunion. Hinsichtlich der Bilanz über die 
während der ersten Stufe erzielten Fortschritte teilt 
der Ausschuß die von der Kommission dargelegte 
Beurteilung. Er vertrat allerdings die Auffassung, 
daß den Ursachen der unzureichenden Fortschritte 
nicht ausführlich genug nachgegangen worden sei. 
Insbesondere hätten neben den regionalen und so- 
zialen Disparitäten auch die mit der Erweiterung der 
Gemeinschaft entstandenen Probleme genauer her- 
ausgestellt werden können. 

Der Ausschuß befürwortete die Grundzüge des von 
der Kommission vorgeschlagenen Aktionspro- 
gramms für die zweite Stufe. In Zusammenhang mit 
den konkreten Vorschlägen sollten die mittelfristi- 
gen Projektionen für die wichtigsten gesamtwirt- 
schaftlichen Größen regelmäßig auf den neuesten 
Stand gebracht werden. Unabhängig davon könn- 
ten umfassendere Projektionen der wirtschaftlichen 
Entwicklung zusammen mit der Ausarbeitung mit- 
telfristiger Programme alle fünf Jahre auf Gemein- 
schaftsebene vorgelegt werden, die in der Mitte der 
Periode angepaßt werden. 

33 . Eine besondere Bedeutung kommt der Struktur- 
politik zu, die zur Gewährleistung ihrer gesamtwirt- 
schaftlichen Kohärenz in den Rahmen der mittelfristi- 
gen Projektionen eingefügt werden sollte, wobei 
zugleich die Gegenüberstellung der nationalen Struk- 
turpolitiken intensiviert werden müßte. 

Zu den Vorschlägen bzw. Vorhaben in den Berei- 
chen Regional-, Sozial-, Industriepolitik und Neu- 
orientierung der Agrarpolitik sollen mittelfristige 
quantitative Schätzungen erarbeitet werden, um so 
die volkswirtschaftlichen Kosten und Wirkungen der 
genannten Politiken ersichtlich zu machen. 


III. Wettbewerbspolitik 

Absprachen und Marktmacht 

34 . Im Anschluß an das Urteil des Europäischen 
Gerichtshofes vom 21. Februar 1973 im Rechtsstreit 
„Continental Can Company" hat die Kommission 
der Europäischen Gemeinschaften am 20. Juli 1973 
dem Rat den „Vorschlag einer Verordnung (EWG) 
des Rates über die Kontrolle von Unternehmenszu- 
sammenschlüssen" zugeleitet. Der Vorschlag sieht 
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eine Kontrolle von Zusammenschlüssen vor, an de- 
nen Unternehmen mit einem Gesamtumsatz von 
mehr als 200 Mio Rechnungseinheiten oder mit einem 
Marktanteil über 25 v. H. in einem Mitgliedstaat 
beteiligt sind. Von den beteiligten Unternehmen 
muß mindestens eines seinen Sitz im Gemeinsamen 
Markt haben. Die Kommission kann einen kontroll- 
pflichtigen Zusammenschluß verbieten, wenn da- 
durch die Möglichkeit erlangt oder verstärkt wird, 
einen wirksamen Wettbewerb auf dem Gemeinsa- 
men Markt oder einen wesentlichen Teil desselben 
zu verhindern, und wenn der Handel zwischen Mit- 
gliedstaaten beeinträchtigt werden kann. Jedoch 
kann auch bei Vorliegen dieser Voraussetzungen 
der Zusammenschluß erlaubt werden, wenn er für 
die Verwirklichung eines im allgemeinen Interesse 
der Gemeinschaft liegenden vorrangigen Zieles un- 
erläßlich ist. 

Der Entwurf sieht die Pflicht zur vorhergehenden 
Anmeldung für Zusammenschlüsse vor, bei denen 
der Gesamtumsatz der beteiligten Unternehmen 
1 Mrd. Rechnungseinheiten übersteigt. Die Zustän- 
digkeit für alle Entscheidungen im Rahmen der Fu- 
sionskontrolle soll ausschließlich bei der Kommission 
liegen. Die Bundesregierung unterstützt den Vor- 
schlag der Kommission mit Nachdruck und wird auf 
eine zügige Behandlung im Rat hinwirken. Sie hat 
zuletzt in ihrer Stellungnahme vom 5. September 
1973 zum Bericht des Bundeskartellamtes über seine 
Tätigkeit im Jahre 1972 betont, daß sie eine vorbeu- 
gende Kontrolle großer Zusammenschlüsse im Rah- 
men des Gemeinsamen Marktes angesichts der zu- 
nehmenden Konzentration in weiten Bereichen der 
europäischen Wirtschaft und der Verflechtung der 
Märkte in der Europäischen Gemeinschaft für uner- 
läßlich hält. 

Verbraucherpolitik 

35 . Die Kommission der Europäischen Gemein- 
schaften hat beschlossen, einen beratenden Ver- 
braucherausschuß zu bilden. Ihm sollen 15 Vertre- 
ter von sechs europäischen Verbraucherorganisa- 
tionen und verbraucherorientierten Verbänden so- 
wie zehn unabhängige, besonders qualifizierte Per- 
sönlichkeiten angehören. Die Kommission will diesen 
Ausschuß bei allen Maßnahmen anhören, die zum 
Schutz und zur Information der Verbraucher ergrif- 
fen werden. Die Bundesregierung begrüßt diesen 
Beschluß, da er ihrer Auffassung entspricht, daß der 
Verbraucherschutz in den Europäischen Gemein- 
schaften verstärkt werden müsse. 

Im Auftrag der Pariser Gipfelkonferenz wird zur 
Zeit von der Kommission der Entwurf eines Aktions- 
programmes zur Verbraucherpolitik der Europäi- 
schen Gemeinschaften vorbereitet. Er soll noch in 
diesem Jahr dem Rat zugeleitet werden. 

Beihilfen 

36 . Der Europäische Gerichtshof hat die Klage der 
EG-Kommission gegen die Bundesrepublik wegen 
angeblicher Verletzung der Kommissionsentschei- 


dung zur Investitionsprämie nach § 32 des Kohle- 
anpassungsgesetzes (Rechtssache 70/72) als unbe- 
gründet abgewiesen. Damit konnten seit 1970 ge- 
führte Auseinandersetzungen mit der Kommission 
abgeschlossen werden. Das Urteil des Gerichtshofes 
hat jedoch erheblich weiterreichende Bedeutung, 
weil es von einer grundsätzlichen Verpflichtung der 
Mitgliedstaaten spricht, EWG-vertragswidrig ge- 
währte staatliche Beihilfen von den Begünstigten 
zurückzufordern. Damit wird die Position der Kom- 
mission bei ihren Bemühungen gestärkt, die Mit- 
gliedstaaten zu genauer Einhaltung des in Artikel 
93 EWG-Vertrag vorgesehenen Beihilfenprüfungs- 
verfahren, insbesondere zu rechtzeitiger Mitteilung 
beabsichtigter Beihilferegelungen anzuhalten. 

37 . Die Regionalfördersysteme der drei neuen Mit- 
gliedstaaten wurden in multilateralen Sitzungen bei 
der EG-Kommission eingehend geprüft. Abschlie- 
ßende Stellungnahmen der Kommission liegen noch 
nicht vor. 

Um die Entschließung über Regionalbeihilfen vom 
20. Oktober 1971 termingerecht zum 1. Juli 1973 
auch auf die Zentralgebiete Großbritanniens, Irlands 
und Dänemarks anwenden zu können, hat die Kom- 
mission die Zentralgebiete dieser Länder definiert. 
Da die Abgrenzung der Kommission von einigen 
Mitgliedstaaten nicht akzeptiert wurde, wird darüber 
in Kürze im Rat diskutiert werden. Von einer Eini- 
gung über diesen Punkt hängt auch die Verabschie- 
dung des Verordnungsvorschlags der Kommission 
für ein Überwachungssystem (nachträgliche Meldung 
größerer Einzelfälle der Regionalförderung) ab. 

38 . Die laufende Überprüfung der Beihilfen zugun- 
sten bestimmter Wirtschaftszweige war im Berichts- 
zeitraum im Luftfahrt-, Schiffbau- und Textilbereich 
am intensivsten. Die hier durchgeführten Bestands- 
aufnahmen sind auch im Zusammenhang mit den 
Erörterungen über eine Industriepolitik für diese 
Bereiche zu sehen. 

39 . Im EGKS-Bereich wurden die finanziellen Maß- 
nahmen der Mitgliedstaaten zugunsten des Stein- 
kohlenbergbaus für das Jahr 1972 durch die zustän- 
digen Ratsgruppen inzwischen geprüft. Der Beihilfe- 
bericht liegt dem Rat zur Konsultation vor. 


IV. Steuerpolitik 

40 . Im Zug ihrer Bemühungen um eine verstärkte 
Stellung des Europäischen Parlaments hat die EG- 
Kommission vorgeschlagen, daß sich die Gemein- 
schaft künftig an den Steuereinnahmen der Mitglied- 
staaten beteiligen und eigene Steuern einführen 
kann. Die Diskussion über diesen Vorschlag befin- 
det sich im Anfangsstadium. Es wird zu beachten 
sein, daß die Abgabenverfassung der Gemeinschaft 
dem jeweils erreichten Stand der politischen Ent- 
wicklung der EG angepaßt sein muß. Eine etwaige 
künftige Neuordnung würde außerordentlich viel- 
schichtige Probleme der Gemeinschafts-, Finanz- und 
Steuerpolitik sowie der nationalen Verfassungs- 
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rechte aufwerfen. Die Arbeiten an der Steuerharmo- 
nisierung wurden fortgesetzt. Ihr Schwerpunkt lag 

— wie bisher - bei der Umsatzsteuer, den Verbrauch- 
steuern sowie Teilgebieten der direkten Steuern. 
Neu aufgenommen wurden Beratungen über inten- 
sivere Zusammenarbeit bei der Steuererhebung im 
Wege des Informationsaustauschs und der Beitrei- 
bungshilfe sowie über die Bekämpfung der inter- 
nationalen Steuerflucht in ihren verschiedenen Er- 
scheinungsformen. 

Indirekte Steuern 

Umsatzsteuer 

41 . Die Kommission der Europäischen Gemeinschaf- 
ten hat dem Rat am 29. Juni 1973 den Vorschlag 
einer sechsten Richtlinie zur Harmonisierung der 
Rechtsvorschriften der Mitgliedstaaten über die Um- 
satzsteuern - Gemeinsames Mehrwertsteuersystem: 
einheitliche steuerpflichtige Bemessungsgrundlage - 
vorgelegt. Gegenstand des Kommissionsvorschlags 
ist die Vereinheitlichung fast des gesamten Mehr- 
wertsteuerrechts der Mitgliedstaaten. Lediglich im 
Bereich der Steuersätze soll grundsätzlich die natio- 
nale Gestaltungsfreiheit erhalten bleiben. Der Kom- 
missionsvorschlag regelt vor allem folgende Fragen: 

— gegenständlicher und räumlicher Anwendungsbe- 
reich der Steuer, 

— steuerpflichtige Personen, 

— steuerfreie Vorgänge, 

— Bemessungsgrundlage der Steuer, 

— Abzug der Steuer auf Vorumsätze, 

— Steuerschuld und steuerliche Pflichten, 

— Sonderregelungen 

(Kleinunternehmer, Gebrauchtwaren, Landwirt- 
schaft). 

Die Rechtsvereinheitlichung ist in zweifacher Hin- 
sicht von Bedeutung. Einmal soll hiermit eine Grund- 
lage für die im Ratsbeschluß vom 20. April 1970 vor- 
gesehene Erhebung der eigenen Einnahmen der 
Europäischen Gemeinschaften aus der Mehrwert- 
steuer ab dem 1. Januar 1975 geschaffen werden. 
Zum anderen ist die vorgeschlagene Richtlinie der 
zweite Schritt der Harmonisierung auf dem Weg zu 
einer Aufhebung der Umsatzsteuergrenzen im Ge- 
meinsamen Markt. 

Nach dem Vorschlag der Kommission sollen die na- 
tionalen Anpassungsvorschriften bereits am 1. Ja- 
nuar 1975 in Kraft treten. 

Dieser Termin kann jedoch selbst bei einer sehr 
raschen Verabschiedung der vorgeschlagenen Richt- 
linie durch den Rat nicht eingehalten werden, da sie 
voraussichtlich in allen Mitgliedstaaten zahlreiche 
Änderungen des geltenden Nationalen Rechts zur 
Folge haben wird. 

V erb rauchsteuern 

42 . Von den Richtlinienvorschlägen zur Harmoni- 
sierung der Verbrauchsteuern, die die Kommission 
im März 1972 dem Ministerrat zur Billigung vorge- 


legt hat, konnte die Ratsarbeitsgruppe Finanzfragen 
bisher nur die Vorschläge zur Harmonisierung der 
Verbrauchsteuern auf Alkohol und Wein einer er- 
sten Prüfung unterziehen. Bei dieser Gelegenheit 
hat die deutsche Delegation die Einführung einer 
allgemeinen Weinsteuer in der Bundesrepublik wie- 
derum nachdrücklich abgelehnt. Mit der Beratung 
der Kommissionsvorschläge für eine Rahmenricht- 
linie, über die Harmonisierung der Biersteuer, über 
die Verbrauchsteuerregelung für Mischgetränke und 
über die Einsetzung eines Verbrauchsteuerausschus- 
ses wird die Ratsarbeitsgruppe noch im Herbst 1973 
beginnen. Die Verzögerung bei der Beratung des 
Richtlinienpaketes erklärt sich vor allem aus dem 
Beitritt Großbritanniens, Dänemarks und Irlands; 
diese Staaten waren an der Ausarbeitung der Kom- 
missionsvorschläge nicht beteiligt. Gegenwärtig ist 
noch nicht abzusehen, wann der Ministerrat die 
Richtlinienvorschläge verabschieden kann. 

43 . Die Kommission hat nach langjährigen Vorbe- 
reitungen im Berichtszeitraum einen Richtlinienvor- 
schlag zur Harmonisierung der Mineralölsteuer vor- 
gelegt. Er umfaßt die Steuerstruktur einschließlich 
der Steuerbefreiungen und Steuerermäßigungen. Die 
Harmonisierung der Steuersätze soll zu einem späte- 
ren Zeitpunkt erfolgen. Die Bundesrepublik wird 
lediglich bezüglich einiger Punkte des Vorschlags bei 
den künftigen Beratungen im Ministerrat Änderun- 
gen anstreben müssen. Zum Beispiel wird sie den 
vorgesehenen Wegfall der Schmierstoffbesteuerung 
und die Subventionierung der Petrochemie nicht 
akzeptieren können. Es ist damit zu rechnen, daß die 
Beratungen auf der Ebene des Ministerrats lange 
dauern werden, da nunmehr auch die neuen Mit- 
gliedstaaten mitwirken müssen, bei denen zum Teil 
sehr abweichende Regelungen gelten. 

44 . Der dem Rat schon seit einiger Zeit vorliegende 
Richtlinienvorschlag über die gemeinschaftliche Heiz- 
ölbesteuerung als Teil der Energiepolitik befindet 
sich noch in den Anfangsberatungen. 

45 . Die erste Phase der Harmonisierung der Tabak- 
steuer hat am 1. Juli 1973 begonnen und endet am 
30. Juni 1975. Die Harmonisierungsmaßnahmen für 
die zweite Phase sollen spätestens bis zum 30. Juni 
1974 festgelegt werden. Die Kommission beabsich- 
tigt, dem Ministerrat dazu noch in diesem Jahr einen 
Richtlinienvorschlag vorzulegen. In den Verhandlun- 
gen, die die Dienststellen der Kommission deswegen 
z. Z. mit den Sachverständigen der Mitgliedstaaten 
führen, zeichnet sich noch keine Einigung ab. Die 
Vorstellungen der einzelnen Mitgliedstaaten über 
die nächsten Harmonisierungsschritte gehen noch 
weit auseinander. Das gilt vor allem für den Fort- 
gang der Harmonisierung der Zigarettenbesteue- 
rung, die für das Tabaksteueraufkommen von ent- 
scheidender Bedeutung ist. 

Verkehrsteuern 

46 . Auf Grund der im vorangegangenen Berichts- 
zeitraum geleisteten Arbeiten konnte der Rat der 
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EG am 9. April 1973 zwei Richtlinien zur weiteren | 
Harmonisierung der Gesellschaftsteuer annehmen. ! 
Die Mitgliedstaaten können nunmehr den ermäßig- 
ten Gesellschaftsteuersatz, der nach der Richtlinie 
des Rates vom 17. Juli 1969 betreffend die indirek- 
ten Steuern auf die Ansammlung von Kapital nur 
bei Verschmelzungen und Betriebseinbringungen in 
Betracht kam, unter bestimmten Voraussetzungen 
auch auf Fälle anwenden, in denen eine Kapitalge- 
sellschaft bei ihrer Gründung oder bei einer Kapital- 
erhöhung Anteile einer anderen Kapitalgesellschaft 
übernimmt. Die Steuersätze der Gesellschaftsteuer 
sind in der Weise festgelegt worden, daß ab 1. Ja- 
nuar 1976 der Regelsteuersatz 1 v. H. und der er- 
mäßigte Satz zwischen 0 und 0,5 v. H. betragen soll. 

47 . Die vorbereitenden Arbeiten für eine Harmo- 
nisierung der Börsenumsatzsteuer sind fortgesetzt 
worden. 

48 . Die Beratungen in einer Arbeitsgruppe des 
Rates über den Vorschlag für eine erste Richtlinie 
zur Anpassung der nationalen Systeme der Steuern 
für Nutzfahrzeuge haben in einigen Punkten zu einer 
Annäherung der unterschiedlichen Standpunkte ge- 
führt. 

Steuerbefreiungen im inner gemeinschaftlichen Reise- 
verkehr 

49 . Der Rat setzte die Prüfung des am 22. September 
1972 vorgelegten Kommissionsvorschlags einer drit- 
ten Reiserichtlinie fort. Dabei ergaben sich Mei- 
nungsverschiedenheiten zwischen den Mitgliedstaa- 
ten über die Einschränkung des steuerfreien Ver- 
kaufs in den unter Zollaufsicht stehenden Verkaufs- 
einrichtungen der Flughäfen (duty-free-shops) sowie 
an Bord von Flugzeugen und Schiffen. 

Steuerbefreiungen im innergemeinschaftlichen Post- 
verkehr 

50 . Der Rat setzte auch die Prüfung des gleichfalls 
am 22. September 1972 vorgelegten Kommissions- 
vorschlags einer Richtlinie über Steuerbefreiungen 
bei der Einfuhr von Waren in Kleinsendungen an 
Privatpersonen fort. Es zeigten sich unterschiedliche 
Auffassungen der Mitgliedstaaten über den Umfang 
der vorgeschlagenen Einfuhrbefreiungen. 

Direkte Steuern 

51 . Auf dem Gebiet der direkten Steuern steht 
nach wie vor die Frage im Mittelpunkt, welchem 
System im Zuge einer Vereinheitlichung der Körper- 
schaftsteuer der Vorzug gegeben werden sollte. Wie- 
deraufgenommen wurden die Beratungen über die 
Kommissionsvorschläge für eine Fusions- und eine 
Konzernrichtlinie. Dabei zeigte sich, daß in den Auf- 
fassungen der Mitgliedstaaten zu diesen Vorschlä- 
gen nach wie vor tiefgreifende Unterschiede be- 
stehen. Ferner ist jetzt ein umfangreicher Bericht 
über die in den Mitgliedstaaten geltenden Vorschrif- 
ten betreffend die Ermittlung der Unternehmensge- 
winne - das sind vor allem die Abschreibungsre- 
geln - erstellt worden. 


V. Strukturpoiitik 
Regionalpolitik 

52 . Die Kommission hat im Juli d. J. die Verord- 
nungsvorschläge vorgelegt, die erforderlich sind, 
um gemäß dem Beschluß der Pariser Gipfelkonferenz 
vom Oktober 1972 noch vor Ende dieses Jahres die 
Voraussetzungen für den regionalpolitischen Ein- 
satz von EG-Haushaltsmitteln (Regionalfonds) zu 
schaffen. Der Vorschlag für eine Gebietsverordnung 
des Rates steht noch aus. Nach den Vorstellungen 
der Kommission sollen die regionalpolitischen Be- 
mühungen der Mitgliedstaaten nicht ersetzt, son- 
dern mit gemeinschaftlichen Mitteln in den Gebie- 
ten verstärkt werden, deren Wirtschaftskraft unter 
dem gemeinschaftlichen Durchschnitt liegt. 

Um die Koordinierung der Regionalpolitiken der 
Mitgliedstaaten über die Koordinierung der Regio- 
nalbeihilfen (Entschließung vom 20. Oktober 1971) 
hinaus zu intensivieren, schlägt die Kommission die 
Gründung eines ständigen Ausschusses für regio- 
nale Entwicklung vor. Die Bundesregierung begrüßt 
diesen Vorschlag. Die Beratungen der Ratsgremien 
haben begonnen. Mit einer rechtzeitigen Verabschie- 
dung vor Ende dieses Jahres ist zu rechnen. 

53 . Zusätzlich zu dem vom Rat zu schaffenden Re- 
gionalfonds wird auch über das Verfahren zum 
regionalpolitischen Einsatz von jährlich 50 Mio RE 
aus dem Europäischen Ausrichtung s- und Garantie- 
fonds für die Landwirtschaft (EAGFL), Abt. Aus- 
richtung, während fünf Jahren zu entscheiden sein 
(vgl. Ratsbeschluß vom 21. März 1972). 

Die Bundesregierung wird entsprechend dem Be- 
schluß des Deutschen Bundestages vom 20. Juni 1973 
darauf hinwirken, daß 

— auch hier das Erstattungsverfahren eingeführt, 

— in gewissen Zeitabständen das Verzeichnis der 
Fördergebiete überprüft und 

- eine Expansion des Verwaltungsapparates der 
Kommission vermieden 

wird. 

Industriepolitik 

54 . Entsprechend dem Auftrag der Gipfelkonferenz 
hat die Kommission dem Rat am 3. Mai 1973 eine 
Mitteilung vorgelegt, in der sie konkrete industrie- 
politische Aktionen ankündigt und einen Zeitplan 
für die Verwirklichung der Gemeinsamen Industrie- 
und Technologiepolitik vorschlägt. In diese Vor- 
schläge ist auch der Abbau technischer Handels- 
hemmnisse mit einbezogen. Besonders hervorzuhe- 
ben ist, daß nach Auffassung der Kommission die 
Industriepolitik der Gemeinschaft nicht den Charak- 
ter einer von den Gemeinschaftsorganen verwalte- 
ten Einheitspolitik erhalten darf. Die Gemeinschaft 
solle sich primär auf die Schaffung geeigneter Rah- 
menbedingungen konzentrieren, die der Unterneh- 
merinitiative, den Vereinbarungen zwischen den 
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Sozialpartnern und den nationalen Programmen und 
Aktionen Raum geben. Die Bundesregierung be- 
grüßt diese Feststellung und erwartet, daß die an- 
gekündigten Vorschläge für einzelne Sektoren 
(Schiffbau, Papier, Textil, Chemiefasern, Datenver- 
arbeitung, Kernkraftwerkbau) dem Rechnung tra- 
gen. 

Der Rat hat sich am 20. September 1973 erstmals mit 
der Mitteilung der Kommission befaßt. Dabei 
bestand Einvernehmen, daß die Arbeiten beschleu- 
nigt werden müssen, damit der von der Gipfelkon- 
ferenz gesetzte Termin (1. Januar 1974) eingehalten 
werden kann. 

55 . Der Sektorenvorschlag Flugzeugbau wurde in 
der zuständigen Arbeitsgruppe weiter geprüft. Im 
Mittelpunkt der Diskussion stand der Entwurf einer 
Entschließung, wonach die Mitgliedstaaten ihre Poli- 
tik auf dem Flugzeugbausektor (neue Programme 
für Zivilflugzeuge, Triebwerke) koordinieren und 
eine positive Flaltung zu strukturellen Annäherun- 
gen der Flugzeugbauindustrie in der Gemeinschaft 
einnehmen sollen. 

56 . Der Rat hat am 16. April 1973 der Einrichtung 
eines Verbindungsbüros für Unternehmen bei der 
Kommission zugestimmt. Das Büro soll folgende 
Aufgaben haben: 

— die Übermittlung von Informationen allgemeiner 
Art an Unternehmen, 

— die Vermittlung von Kontakten zwischen Unter- 
nehmen, die eine Zusammenarbeit oder Annähe- 
rung wünschen, 

— die Information der Institutionen der Gemein- 
schaft über Hemmnisse, die die Zusammenarbeit 
von Unternehmen beeinträchtigen. 

Europäische Investitionsbank 

57 . In der ersten Hälfte des laufenden Jahres war 
eine erhebliche Zunahme der von der Europäischen 
Investitionsbank in die Bundesrepublik gegebenen 
Kredite absehbar. So beliefen sich die Kreditzusa- 
gen der Bank an deutsche Unternehmen am 30. Juni 
1973 bereits auf 198 Mio RE. Damit wurde schon in 
den ersten sechs Monaten des laufenden Jahres das 
gesamte im vergangenen Jahr in die Bundesrepublik 
gegebene Kreditvolumen von 130,4 Mio RE um mehr 
als 52 v. H. übertroffen. 

Angesichts dieses sprunghaften Anstiegs der Kre- 
ditaufnahme sah sich die Bundesregierung im Sinne 
einer konsequenten Durchführung ihrer Stabilitäts- 
politik veranlaßt, der Europäischen Investitionsbank 
mitzuteilen, daß sie bis auf weiteres zu Kreditan- 
trägen, die im Zusammenhang mit der Finanzierung 
von Vorhaben im Bundesgebiet stehen, grundsätz- 
lich ihre nach der Satzung der Bank erforderliche Zu- 
stimmung nicht geben werde. Ausgenommen hier- 
von sind lediglich energiepolitisch bedeutsame Vor- 
haben. 


VI. Agrarpolitik 
Marktpolitik 

58 . Im Berichtszeitraum standen im Mittelpunkt der 
Arbeit des Rates die Festsetzung der Agrarpreise 
für das Wirtschaftsjahr 1973/1974, die gemeinsame 
Drittlandsregelung für Verarbeitungserzeugnisse aus 
Obst und Gemüse, Probleme, die sich aus der Man- 
gellage auf einigen Agrarmärkten ergeben, und die 
gemeinsame Zuckerpolitik. 

59 . Nach drei äußerst schwierigen Verhandlungs- 
runden beschloß der Rat im Mai die Agrarpreise für 
das Wirtschaftsjahr 1973/1974. Erstmals mußten die 
alljährlich zu bestimmenden Preise im Kreise der 
erweiterten Gemeinschaft festgelegt werden. Eini- 
gung konnte nur erzielt werden, weil letztlich alle 
Mitgliedstaaten Bereitschaft zeigten, die starken In- 
teressengegensätze zu überbrücken und Kompromis- 
se zu schließen. Die ursprünglich von der Kommis- 
sion vorgeschlagene Verknüpfung zwischen Preisen 
und Abbau des Währungs-Grenzausgleichs wurde 
aufgrund des deutschen Widerstandes vom Rat nicht 
akzeptiert. Insgesamt führen die Preisbeschlüsse zu 
einer durchschnittlichen Anhebung der Marktord- 
nungspreise von 4,7 v. H. 

Zugleich mit den Preisen einigte sich der Rat über 
bestimmte Strukturmaßnahmen (Rahmenentschlie- 
ßung betreffend Bergbauern, Förderung der Rind- 
fleischproduktion, vgl. dazu das Kapitel Struktur- 
politik), womit dem engen sachlichen Zusammen- 
hang zwischen Preis- und Agrar-Strukturpolitik 
Rechnung getragen wurde. 

60 . Im Juni einigte sich der Rat über Grundsätze 
für die Drittlandsregelung bei Verarbeitungserzeug- 
nissen aus Obst und Gemüse, womit langjährige 
Verhandlungen über dieses Problem abgeschlossen 
werden konnten. 

— Für alle betroffenen Erzeugnisse wird die gel- 
tende Zollregelung und die derzeitige allgemeine 
Schutzklausel aufrecht erhalten. Einzelstaatliche 
mengenmäßige Beschränkungen werden besei- 
tigt. 

— Für die sog. empfindlichen Erzeugnisse (geschälte 
Tomaten, Tomatensaft, Zitrussaft, Pfirsichkonser- 
ven) werden Mindestpreise auf der Grundlage 
der Weltmarktpreise festgelegt und ein Einfuhr- 
überwachungssystem mit Lizenzen und Kautio- 
nen eingeführt. 

— Für Tomatenmark wird ein Mindesteinfuhrpreis 
unter Berücksichtigung der innergemeinschaft- 
lichen Gestehungskosten festgelegt und eben- 
falls ein Einfuhrüberwachungssystem mit Lizen- 
zen und Kautionen eingeführt. 

Mit dieser Lösung konnten Bestrebungen zur Ein- 
führung eines restriktiveren Systems abgewehrt 
werden. 

61 . Der Rat befaßte sich mit Versorgungsproblemen 
der Gemeinschaft bei bestimmten Agrarerzeugnis- 


13 



Drucksache 7/1108 Deutscher Bundestag — 7. Wahlperiode 


sen, wozu insbesondere die US-Ausfuhrbeschrän- 
kungen bei Futtermitteln Anlaß gaben. 

— Der ungewöhnliche Preisanstieg auf dem Getrei- 
desektor machte eine Regelung notwendig, nach 
der im Fall des Anstiegs der Weltmarktpreise 
über den gemeinschaftlichen Schwellenpreis Aus- 
fuhrabschöpfungen erhoben werden können oder 
die Erteilung von Ausfuhrlizenzen ausgesetzt 
werden kann. Von dieser Verordnung wurde in- 
zwischen Gebrauch gemacht. 

— Die Ausfuhr von Ölsaaten und Ölkuchen wurde 
einer Lizenzpflicht unterworfen. 

— Die Kommission wurde gebeten, bis Ende Sep- 
tember Vorschläge über mittel- und langfristige 
Möglichkeiten zu unterbreiten, die Versorgung 
der Gemeinschaft mit Protein sicherzustellen. 

— Mit Rücksicht auf die hohen Rindfleischpreise 
hatte der Rat Anfang des Jahres die Einfuhrbe- 
lastung im Rindfleischsektor ganz bzw. teilweise 
ausgesetzt, um auf diese Weise einen Beitrag zur 
Wiedergewinnung der Stabilität zu leisten. Diese 
Regelung wurde mit Wirkung vom 3. September 
1973 aufgehoben, nachdem die Erzeugerpreise 
für Rindfleisch in der Gemeinschaft stark gefal- 
len waren. 

Die EG-Agrarminister beschlossen, sich in Zukunft 
regelmäßig zu Gesprächen über die Versorgungs- 
lage auf den Rohstoffmärkten zu treffen. 

62 . Im Juli unterbreitete die Kommission zusam- 
menhängende Vorschläge zu den drei Grundsatz- 
problemen, die sich im Zuckersektor ergeben: 

— Anwendung von Protokoll 22 der Beitrittsakte 
(Einfuhren aus Commonwealth-Entwicklungslän- 
dern und assoziierten afrikanischen Ländern ab 
1. Januar 1975), 

— Haltung der Gemeinschaft auf der zweiten Inter- 
nationalen Zuckerkonferenz, die Anfang Sep- 
tember 1973 beginnt, 

— interne Marktpolitik der Gemeinschaft ab 1. Juli 
1975. 

Die Kommission schlägt Abnahmeverpflichtungen 
der Gemeinschaft für eine Menge von jährlich 1,4 
Mio. t Zucker aus Commonwealth-Entwicklungs- 
ländern und assoziierten afrikanischen Staaten 
vor. Für den Fall eines Beitritts zum Internationalen 
Zuckerabkommen soll die Gemeinschaft Nettoimpor- 
teur in Höhe von 600 000 t sein. Das Quotensystem 
der gemeinsamen Zuckermarktorganisation soll in 
angepaßter Form fortgeführt werden. 

63 . Zur Schaffung einer Marktorganisation für 
Äthylalkohol landwirtschaftlichen Ursprungs hatte 
die Kommission bereits im März 1972 einen Verord- 
nungsvorschlag vorgelegt. Die Arbeiten an diesem 
Vorschlag konnten jedoch erst nach dem Beitritt 
intensiv vorangetrieben werden, da auch Großbri- 
tannien und Irland an dieser Regelung stark inter- 
essiert sind (Whisky). Eine Einigung ist noch nicht 
abzusehen, denn die Arbeiten gestalten sich wegen 
der Auswirkungen auf den Markt des industriell 


hergestellten Alkohols schwierig. Es ist fraglich, ob 
sie bis Ende 1973 abgeschlossen werden können. 

Zollpolitik 

64 . Im Rahmen der Verwirklichung des erweiter- 
ten gemeinsamen Agrarmarkts sind die Zölle um 
20 v. H. (1. Stufe von fünf Ausbaustufen) gesenkt 
worden für 

— Erzeugnisse, die unter die gemeinsame Markt- 
organisation für Rindfleisch fallen, am 14. Mai 
1973; 

— die übrigen landwirtschaftlichen Erzeugnisse am 
1. Juli 1973, ausgenommen die unter die Verord- 
nungen Nr. 23 über die schrittweise Errichtung 
einer gemeinsamen Marktorganisation für Obst 
und Gemüse, (EWG) Nr. 234/68 über eine gemein- 
same Marktorganisation für Verarbeitungser- 
zeugnisse aus Obst und Gemüse fallenden Er- 
zeugnisse, für die der erste Abbauschritt am 
1. Januar 1974 erfolgen wird. 

Strukturpolitik 

65 . Der Rat hat zu den Richtlinien über die Neuaus- 
richtung der gemeinsamen Agrarpolitik die Aus- 
richtungsprämie (Artikel 10 der Richtlinie 72/159/ 
EWG) und die Verlängerung des Termins, bis zu 
dem die Anpassung der nationalen Durchführungs- 
bestimmungen durchgeführt sein soll, beschlossen. 
Vom 1. Januar 1974 an sollen nunmehr in allen Mit- 
gliedstaaten der EG die drei Strukturrichtlinien an- 
gewandt werden. 

Die Bundesrepublik Deutschland hat die nationalen 
Vorschriften zu der RL 72/159/EWG aufgrund der 
Stellungnahme der Kommission vom Dezember 1972 
geändert. Die geänderten Bestimmungen sind der 
Kommission mitgeteilt. Sie werden seit April 1973 
angewandt. 

Die Bundesrepublik Deutschland hat auch für die 
RL 72/160/EWG (Verpackungsprämie) und 72/161/ 
EWG bei der Kommission Entwürfe vorgelegt. Das 
Ergebnis der Prüfung bleibt abzuwarten. 

Auch die anderen Mitgliedstaaten haben zu den drei 
Strukturrichtlinien nationale Durchführungsvor- 
schriften nach Brüssel an die Kommission gesandt. 
Bisher hat kein Mitgliedstaat eine positive Entschei- 
dung über die Konformitätsprüfung erhalten. Da- 
durch werden auch noch an keinen Mitgliedstaat Er- 
stattungen aus dem EAGFL für die Durchführung der 
Richtlinien gezahlt. 

66. Am 23. Februar 1973 hat die Kommission einen 
Vorschlag einer Richtlinie über die Förderung der 
Landwirtschaft in Berggebieten und in bestimmten 
anderen benachteiligten Gebieten vorgelegt. Der Rat 
verabschiedete am 1. Mai 1973 hierzu eine Entschlie- 
ßung. Auf der Grundlage des Kommissionsvorschla- 
ges und der Entschließung beraten die Mitgliedstaa- 
ten derzeit die künftige Richtlinie über die Förde- 
rung der Landwirtschaft unter besonderer Berück- 


14 



Deutscher Bundestag — 7. Wahlperiode Drucksache 7/1 1 08 


sichtigung landschaftspflegerischer Zielsetzung in 
obengenannten Gebieten. 

67 . Mit dem von der Bundesregierung dem Bundes- 
tag vorgelegten Entwurf eines Gesetzes über die 
laufende Anpassung der Altersgelder in der Alters- 
hilfe für die Landwirte werden die Bestimmungen 
der Landabgaberente an die Vorschriften der Richt- 
linie des Rates zur Förderung der Einstellung der 
landwirtschaftlichen Erwerbstätigkeit und der Ver- 
wendung der landwirtschaftlich genutzten Fläche für 
Zwecke der Strukturverbesserung angepaßt. Der Ge- 
setzentwurf ist in Brüssel der in der RL vorgeschrie- 
benen Konformitätsprüfung unterzogen worden; es 
kann mit einer weitgehend positiven Stellungnahme 
der Kommission gerechnet werden. 

68. Im Zusammenhang mit den Preisbeschlüssen 
einigte sich der Rat im Mai auf Maßnahmen zur För- 
derung der Rindfleischerzeugung. 

— Es werden Prämien zur Umstellung von der 
Milch- auf die Rindfleischproduktion gewährt. 
Voraussetzung ist u. a., daß sich der Begünstigte 
verpflichtet, in den nächsten vier Jahren keine 
Milch zu vermarkten und in dieser Zeit minde- 
stens die gleiche Anzahl Großvieheinheiten in 
seinem Betrieb zu halten. 

— Weiter wurden zeitlich befristete und degressive 
Ausrichtungsprämien für die Rind- und Schaf- 
fleischerzeugung festgesetzt. 

Auswirkungen währungspolitischer Maßnahmen auf 
das Agrarpreissystem der Gemeinschaft 

69 . Im Rahmen der Agrarpreisbeschlüsse für 1973/ 
1974 stand der währungsbedingte Grenzausgleich im 
Vordergrund der Verhandlungen des Rates. Der Bun- 
desregierung gelang es dabei, den von der EG-Kom- 
mission vorgeschlagenen generellen Abbau des 
Grenzausgleichs zu verhindern. Lediglich für die 
Bereiche Getreide, Zucker, Ölsaaten und Schweine- 
fleisch wurde beschlossen, daß der Grenzausgleich 
in den aufwertenden Mitgliedstaaten bei gleichzei- 
tiger Preisanhebung um 1 v. H. in dem Zeitpunkt 
verringert wird, zu dem sich Italien, Großbritannien 
und Irland dem EG-Blockfloating anschließen wer- 
den. Außerdem wurde vereinbart, daß der Grenz- 
ausgleich für Italien vom Beginn des Wirtschafts- 
jahres 1973/1974 für jeden der obengenannten Er- 
zeugnisse um einen Punkt gekürzt wird. Die be- 


schlossenen Anpassungsschritte haben nur symbo- 
lischen Charakter. Sie lassen jedoch den politischen 
Willen erkennen, an dem System einheitlicher 
Agrarpreise in der Gemeinschaft festzuhalten. 
Darüber hinaus wurde das Grenzausgleichssystem 
! wesentlich vereinfacht. Für die am gemeinsamen 
| Wechselkurssystem teilnehmenden Mitgliedstaaten 
| werden die Ausgleichsbeträge nunmehr nach dem 
! prozentualen Unterschied zwischen der angemelde- 
ten Parität und dem Leitkurs berechnet. Dieser pro- 
zentuale Unterschied betrug zwischen DM-Parität 
und DM-Leitkurs bis zur Festzsetzung eines neuen 
DM-Leitkurses am 29. Juli 1973, 7,2 v. H., er- 
höhte sich danach auf 12,03 v. H. Für die Mitglied- 
; Staaten mit autonom floatenden Währungen (Groß- 
britannien, Irland, Italien) wird der Grenzausgleich 
! nach dem tatsächlichen Wechselkursunterschied der 
jeweiligen Währung gegenüber den durch feste 
Wechselkurse verbundenen EG-Währungen berech- 
net. 

Wettbewerbsbedingungen in der Landwirtschaft 

70 . Die Arbeiten im Zusammenhang mit den all- 
gemeinen Leitlinien für die Wettbewerbspolitik im 
Agrarsektor und die Arbeiten zur Überprüfung der 
nationalen Beihilfen in den Bereichen „tierische Er- 
zeugnisse und Futtermittel" und „Getreide, Wein, 
Tabak und Fischereierzeugnisse" wurden zügig fort- 
gesetzt. Wegen des Umfangs der dabei auftretenden 
Probleme konnten sie bisher nicht abgeschlossen 
werden. Es ist jedoch damit zu rechnen, daß die Kom- 
mission noch vor Abschluß dieses Jahres den Mit- 

j gliedstaaten ihre Vorschläge für zweckdienliche 
Maßnahmen für den Bereich „Tierische Erzeugnisse 
und Futtermittel" zusenden wird. 

Europäische Ausrichtungs- und Garantiefonds für die 
Landwirtschaft (EAGFL) 

71 . Im Berichtszeitraum hat die Kommission der 
Europäischen Gemeinschaften den Entwurf eines 
Nachtragshaushaltsplanes - insbesondere zur Auf- 
stockung der Mittel für den EAGFL in Höhe von 
3163,3 Mio DM - vorgelegt. Damit steigt der 
Anteil des EAGFL am Gesamthaushalt der Gemein- 
schaften von bisher rund 74 auf über 80 v. H. an. 
Die Haushaltsansätze für 1973 und in der finanziel- 
len Vorausschau für die Jahre 1974 bis 1977 stellen 
sich wie folgt dar: 


EAGFL 

Haushaltsansätze 
1973 (Neuveran- 
schlagungen) 
in Mio DM 

1974 

Finanzielle 

- in Mi 

| 1975 

^orausschau 

o DM- 

1976 

1977 

Abteilung Garantie 

Marktausgaben — 

13 309,8 

12 114,6 

12 861,6 

13 438,1 

14 110,0 

Abteilung Ausrichtung 






Strukturausgaben — 

1 189,5 

1 189,5 

1 189,5 

1 189,5 

1 189,5 

insgesamt 

14 499,3 

13 304,1 

14 051,1 

14 627,6 

15 299,5 
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Die Finanzierung der gemeinsamen Agrarpolitik hat 
den Bundeshaushalt in der Vergangenheit stark be- 
lastet und wird auch in Zukunft erhebliche finan- 
zielle Leistungen von der Bundesrepublik verlangen; 
allein der eingangs genannte Nachtragshaushalt 
führt zu einer Mehrbelastung von rund einer Mrd. 
DM. 

Das derzeitige Finanzierungssystem bietet keinen 
Ansatz zur Begrenzung des Volumens der Abtei- 
lung Garantie. Die Ausgaben folgen automatisch 
den jeweiligen Beschlüssen über die kostenverur- 
sachenden Tatbestände im Agrarbereich. Möglich- 
keiten zur Begrenzung des Ausgabenvolumens sind 
nur durch Einflußnahme auf die Ausgestaltung und 
Weiterentwicklung der Agrarmarktordnungen ge- 
geben. Vordringliches Ziel muß es also sein, diese in 
Zukunft verstärkt auf Marktausgleich auszurichten. 

Das in enger Zusammenarbeit zwischen den Mit- 
gliedstaaten und den Dienststellen der EG aufge- 
baute System zur Bekämpfung von Unregelmäßig- 
keiten im Rahmen der Finanzierung der gemein- 
samen Agrarpolitik hat inzwischen zum ersten Aus- 
tausch von Informationen und Erfahrungen zwischen 
den beteiligten Stellen geführt. Eine erste allgemei- 
ne Informationstagung auf Gemeinschaftsebene soll 
noch im Jahre 1973 stattfinden. 

72 . Für die Abteilung Garantie sind im Berichts- 
zeitraum folgende Finanzierungsverordnungen ver- 
abschiedet worden: 

— Verordnung (EWG) Nr. 1823/73 der Kommission 
vom 18. Juni 1973 zur Änderung der Verordnung 
(EWG) Nr. 2697/70 der Kommission über das 
Verfahren, nach dem den Mitgliedstaaten Finanz- 
mittel der Gemeinschaft im Rahmen der Abtei- 
lung Garantie des EAGFL zur Verfügung gestellt 
werden, 

— Verordnung (EWG) Nr. 2030/73 des Rates vom 
24. Juli 1973 über die Beteiligung des EAGFL, 
Abteilung Garantie, für die Verbuchungszeit- 
räume 1967/1968 bis 1970. 

73 . Die in der Abteilung Ausrichtung auf den Pla- 
fond in Höhe von jährlich 325 Millionen Rechnungs- 
einheiten (= 1189,5 Millionen DM) beschränkten 
Ausgaben dienen bekanntlich zur Verbesserung der 
Produktionsstrukturen durch Finanzierung von 

— Einzelvorhaben zur Verbesserung der Agrar- 
struktur in den Mitgliedstaaten, 

— Sondermaßnahmen und 

— gemeinsame Agrarstrukturmaßnahmen. 

Innerhalb dieser Gruppierung beginnt eine Verschie- 
bung der Ausgabenhöhe zugunsten der gemeinsamen 
Agrarstrukturmaßnahmen. Nach Vorstellungen der 
EG-Kommission dürfte dies bis 1976 dazu führen, 
daß 

— mehr als 90 v. H. der Ausgaben auf die gemein- 
samen Maßnahmen entfallen, 

— ein absoluter Rückgang der Ausgaben für Son- 
dermaßnahmen eintritt und 


— die Einsetzung neuer Mittel für die Finanzierung 
von Einzelvorhaben wegfällt. 

Allerdings hat der Plafond auch als politische Min- 
destverpflichtung gewirkt. So wurden seit 1969 ein 
Teil der nicht verausgabten Mittel für eine Verwen- 
dung im Rahmen der 1972 verabschiedeten drei 
EWG-Strukturrichtlinien zurückgestellt. Aber auch 
für diese gemeinsamen Maßnahmen ist noch kein 
Mittelabfluß aus dem EAGFL erfolgt. Die vorge- 
sehene Rückerstattung an die Mitgliedstaaten, die 
die gemeinsamen Strukturmaßnahmen zunächst vor- 
finanzieren, kann erst dann erfolgen, wenn die natio- 
nalen Strukturvorschriften voll an die Gemein- 
schaftsrichtlinien angepaßt sind. Die Herstellung die- 
ser Konformität ist wegen den oft sehr ins einzelne 
gehenden EWG-Vorschriften schwierig und lang- 
wierig. 

74 . Auch der ursprünglich bereits für 1972 vorge- 
sehene Einsatz von 50 Mio RE (183 Mio DM) pro 
Jahr bzw. 250 Mio RE (915 Mio DM) für fünf Jahre 
aus der Abteilung Ausrichtung für die Schaffung 
außerlandwirtschaftlicher Arbeitsplätze in struktur- 
schwachen Agrargebieten verzögerte sich aus poli- 
tischen Gründen immer mehr. So ist die Reserve der 
Abteilung Ausrichtung auf nunmehr rund 1850 Mio 
DM angewachsen. Damit besteht die Gefahr, daß es 
zur Kumulierung von Zahlungen aus dem EAGFL, 
Abteilung Ausrichtung kommt, die den jährlichen 
Ausgabenhöchstbetrag überschreiten. Es würde dann 
sehr schwierig werden, die Ausgaben (und damit 
auch die Maßnahmen) wieder auf ihre ursprüngliche 
Höhe zurückzuführen. Finanzwirtschaftlich und aus 
Gründen der Haushaltsklarheit muß somit versucht 
werden, diese Reserven möglichst abzubauen, kei- 
nesfalls jedoch weiter anwachsen zu lassen. 

75 . Im Berichtszeitraum wurden für die Abteilung 
Ausrichtung folgende Verordnungen verabschiedet: 

— Verordnung (EWG) Nr. 1353/73 des Rates vom 
15. Mai 1973 zur Einführung einer Prämienrege- 
lung für die Umstellung von Milchkuhbeständen 
auf Bestände zur Fleischerzeugung und Prämien 
zur Förderung der speziell auf die Fleischerzeu- 
gung ausgerichteten Rinderaufzucht, 

— Verordnung (EWG) Nr. 1821/73 der Kommission 
vom 5. Juli 1973 betreffend Durchführungsbestim- 
mungen zu der Prämienregelung für die Umstel- 
lung von Milchkuhbeständen auf Bestände zur 
Fleisclierzeugung und zu der Prämienregelung 
zur Förderung der speziell auf die Fleischerzeu- 
gung ausgerichteten Rinderaufzucht, 

— - Verordnung (EWG) Nr. 1896/73 der Kommission 
vom 13. Juli 1973 über die Durchführungsbestim- 
mungen bei Interventionsmaßnahmen auf dem 
Rindfleischsektor. 

76 . Im gleichen Zeitraum hat die Kommission über 
die Gewährung der Zuschüsse des 1. Abschnitts der 
IX. Tranche (1972) entschieden. Die Zuschüsse be- 
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tragen insgesamt 266,3 Millionen DM; auf die Bun- 
desrepublik Deutschland entfallen davon 72,6 Mil- 
lionen DM (27,3 v. H.). Diese Zuschüsse fließen den 
Begünstigten unmittelbar zu, sie berühren nicht den 
Bundeshaushalt. 

Seit nunmehr neun Jahren sind rund 2,926 Mrd. DM 
Zuschüsse für Strukturverbesserungsmaßnahmen un- 
mittelbar den einzelnen Begünstigten in den Mit- 
gliedstaaten der EG bewilligt worden. Davon ent- 
fallen auf die Bundesrepublik Deutschland rund 0,824 
Mrd. DM, die sich wie folgt aufteilen: 


Art der Vorhaben 


I. Verbesserung der Agrarstruktur 
Flurbereinigung 

Wasserwirtschaft / Wirtschaftswegebau 

Aufforstungen / Grünlandintensivierung 

Rebenwiederaufbau 

Aussiedlungen/ Althofsanierungen 

Kooperationsvorhaben 

(z. B. Gemeinschaftsställe) 

Zwischensumme 

II. Verbesserung der Marktstruktur 
Milchwirtschaft 
Fleischwirtschaft 

Obst- und Gemüsewirtschaft 
Kellereiwirtschaft 

Zwischensumme 

III. Sonstige Vorhaben 

(z. B. Blumen, Eier- und Geflügelwirtschaft, Ge- 
treidespeicher, kleine Hochseefischerei) 

Gesamt 

In der vorstehenden Aufstellung ist die IX. Tranche 
erst etwa zur Hälfte enthalten; über den zweiten Ab- 
schnitt der IX. Tranche wird die Kommission im 
zweiten Halbjahr 1973 entscheiden. 

Für die X. Tranche sind aus der Bundesrepublik 
Deutschland 134 Anträge mit einem Zuschußvolu- 
rnen von rund 216 Millionen DM vorgelegt worden. 
Hierüber wird die Kommission 1974 entscheiden. 


VII. Energiepolitik 

77 . Am 22. Mai 1973 beschäftigte sich der Minister- 
rat ausschließlich mit Energiefragen. Zugrunde lag 
eine Reihe von Vorschlägen der Kommission vom 
Oktober 1972 und vom April 1973. 

In einigen Fragen konnten Fortschritte erzielt wer- 
den: 

— grundsätzliche Annäherung in der Frage der ge- 
meinsamen Kokskohlebeihilfe, 


— grundsätzliche Einigung über einen Vorschlag 
der Kommission betreffend die Unterstützung ge- 
meinschaftlicher Vorhaben im Bereich der Koh- 
lenwasserstoffe, 

— Einigung über eine Richtlinie für Maßnahmen zur 
Abschwächung der Auswirkungen von Schwierig- 
keiten bei der Versorgung mit Mineralöl und 
Mineralölprodukten, 

— Verabschiedung einer Entschließung über die Ein- 
setzung eines Ständigen Ausschusses für die 
Urananreicherung. 


Zahl der 

bewilligten 

Vorhaben 

Betrag der je 

Maßnahmegruppe 

bewilligten 

Zuschüsse in DM 

in v. H. 

182 

200 534 133,96 

24,3 

121 

168 304 026,20 

20,4 

26 

31 113 144,22 

3,8 

11 

41 649 576,66 

5,1 

10 

7 680 215,62 

0,9 

17 

14 513 336,98 

1,8 

367 

463 794 433,64 

56,3 

139 

215290 115,14 

26,1 

54 

44 354 746,42 

5,4 

91 

49 482 980,06 

6,0 

30 

30 129 347,30 

3,7 

314 

339 257 188,92 

41,2 


44 

20 812 025,78 

2,5 

725 

823 863 648,34 

100,0 


Nach weiteren Beratungen am 26. Juni konnte sich 
der Rat schließlich am 24. Juli über die endgültigen 
Modalitäten eines gemeinschaftlichen Kokskohlebei- 
hilfesystems einigen. 

78 . Der Rat betonte - anknüpfend an die von den 
Staats- und Regierungschefs der Gemeinschaft im 
Oktober 1972 in Paris angenommene Schlußerklä- 
rung - nach ausführlicher und grundsätzlicher Dis- 
kussion der energiepolitischen Perspektiven der Ge- 
meinschaft erneut die Dringlichkeit der Aufgabe, 
eine gemeinschaftliche Energiepolitik auszuarbeiten, 
die unter zufriedenstellenden wirtschaftlichen Bedin- 
gungen eine sichere und dauerhafte Versorgung der 
Gemeinschaft gewährleistet. Eine Einigung über 
wichtige Fragen vor allem im Mineralölbereich schei- 
terte an Meinungsverschiedenheiten über Prioritä- 
ten und Modalitäten einer gemeinsamen Politik, ob- 
wohl von deutscher Seite mehrere Kompromißvor- 
schläge vorgebracht worden waren, die auch die 
Unterstützung der Mehrheit der Delegationen fan- 
den. 
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79 . Die weiteren Arbeiten werden sich vor allem 
auf die Ausarbeitung gemeinsamer Grundsätze für 
die Energiepolitik und vor allem für die Mineralöl- 
politik der Gemeinschaft konzentrieren. 

Die Bundesregierung unterstützt mit Nachdruck die 
Bemühungen, vor allem drei der noch offenen 
Hauptprobleme der Gemeinschaft im Energiebereich 
zu lösen: 

— Zusammenarbeit zwischen den großen Verbrau- 
cherregionen USA, Europa und Japan, 

— Verbesserung der Beziehungen der Gemeinschaft 
zu den Förderländern, 

— Anpassung der inneren Organisation des Mark- 
tes bei Mineralöl an die sich verändernden Welt- 
marktbedingungen. 

Die Kommission hat aufgrund der Aussprache vom 
22. Mai 1973 über diese Fragen am 10. August 1973 
dem Rat eine „Mitteilung über eine erste Verwirk- 
lichung der Orientierungen und vordringlichen Maß- 
nahmen auf dem Gebiet der gemeinschaftlichen 
Energiepolitik“ zugeleitet, in der eine Reihe von 
Vorschlägen zur gemeinsamen Handels- und Ver- 
sorgungspolitik für Kohlenwasserstoffe (Mineralöl, 
Mineralölprodukte) enthalten ist. Die Beratungen 
hierüber haben begonnen. Die Kommission hat fer- 
ner angekündigt, daß sie zu den übrigen Energie- 
trägern Kohle, Erdgas, Kernenergie sowie zu den 
Problemen Umweltschutz, Energieeinsparung und Er- 
schließung neuer Energiequellen dem Rat vor dem 
31. Dezember 1973 konkrete Vorschläge unterbrei- 
ten wird. 


VIII. Verkehrspolitik 

80 . Die Gemeinsame Verkehrspolitik war im Be- 
richtszeitraum gekennzeichnet durch den Beitritt Dä- 
nemarks, Großbritanniens und Irlands zu den EG 
sowie durch die von der Pariser Gipfelkonferenz 
gestellten Aufgaben. 

Die neuen Mitgliedstaaten befinden sich insofern in 
einer schwierigen Situation, als sie gewisse ver- 
kehrspolitische Grundsatzentscheidungen der EG zu 
übernehmen haben und damit gezwungen sind, ihre 
nationale Verkehrspolitik, die in wichtigen Berei- 
chen an anderen Maximen orientiert war, einer in 
ihren Grundzügen festgelegten Verkehrspolitik an- 
zupassen. 

Die Kommission hat dem Rechnung getragen und 
eine Fortsetzung der weiteren Arbeiten vorgeschla- 
gen, die vor allem folgende Gegebenheiten und For- 
derungen berücksichtigen soll; 

1. Die räumliche Erweiterung der EG durch Länder, 
die mit dem übrigen Wirtschaftsraum der EG in 
weniger enger Verbindung stehen als die alten 
Mitgliedstaaten untereinander. Für den inner- 
gemeinschaftlichen Güter- und Reiseverkehr ha- 
ben See- und Luftfahrt an Bedeutung zugenom- 
men. 


2. Beschränkung auf einfache und übersichtliche Re- 
gelungen, um den neuen Mitgliedstaaten die An- 
passung ihrer nationalen Verkehrspolitik an die 
der EG zu erleichtern. 

3. Die auf der Pariser Gipfelkonferenz auch für den 
Verkehr abgesteckten neuen Dimensionen, die 
auf eine Verstärkung der sozialen (menschlichen) 
Komponenten einschließlich der Arbeitsbedin- 
gungen, der Verkehrssicherheit und des Umwelt- 
schutzes abzielen. 

In der angelaufenen Diskussion wurde auch von 
den beigetretenen Ländern der Grundsatz aner- 
kannt, daß ein zeitlich und sachlich aufeinander ab- 
gestimmtes Vorgehen in den beiden Kernbereichen 
der Verkehrspolitik, der Harmonisierung der Wett- 
bewerbsbedingungen und der Liberalisierung der 
Märkte, unumgänglich ist, wenn das erklärte Ziel 
der Wirtschafts- und Währungsunion erreicht wer- 
den soll. Die Kommission will dazu in Kürze noch 
ein besonderes Memorandum vorlegen. 

81 . An Rechtsakten wurden im Berichtszeitraum 
vom Rat eine Verordnung und eine Richtlinie er- 
lassen, die schon bestehendes Gemeinschaftsrecht 
abändern und ergänzen. Es handelt sich um die Ver- 
ordnung (EWG) Nr. 1463/70 über die Einführung 
eines Kontrollgerätes im Straßenverkehr und die 
Richtlinie des Rates vom 13. Mai 1965 zur Verein- 
heitlichung gewisser Regeln betr. die Genehmigung 
für den Güterkraftverkehr zwischen den Mitglied- 
staaten. 

Bisher ist es nicht gelungen, im Rahmen der Ver- 
ordnung über das Gemeinschaftskontingent im Stra- 
ßengüterverkehr zu entscheiden, ob den neuen Mit- 
gliedstaaten unter Berücksichtigung der Berech- 
nungsbasis für das bisherige Kontingent eine höhere 
Beteiligung zugestanden werden kann. Die Kommis- 
sion hat folgende Werte vorgeschlagen: Großbritan- 
nien 215, Dänemark 177, Irland 151. Die Gesamthöhe 
des Gemeinschaftskontingents würde im Jahre 1973 
damit auf 1922 statt 1584 Genehmigungen anstei- 
gen. 

82 . Fortgesetzt wurden die Beratungen über die 
Gewichte und Abmessungen für Nutzkraftfahrzeuge. 
Bei den Hauptstreitpunkten der Achslast und des 
zulässigen Gesamtgewichts zeichnet sich ein Kom- 
promiß zwischen dem gemeinsamen Standpunkt der 
sechs alten Mitgliedstaaten (11 t- Achse) und der For- 
derung der neuen Mitgliedstaaten (lOt-Achse) noch 
nicht ab. Auch auf bestimmte Sonderwünsche für den 
nationalen Verkehr (z, B. 50 t Gesamtgewicht in den 
Niederlanden) wurde bisher nicht verzichtet. 

Die auf der Basis des Ratsmandates vom Dezember 
1972 zwischen der EWG und der Schweiz unter Be- 
teiligung der übrigen Vertragsstaaten der Mann- 
heimer Akte und des Moselvertrages geführten Ver- 
handlungen über eine kurzfristig wirkende Kapa- 
zitätsregelung im Binnenschiffsgüterverkehr des 
Rhein-Mosel-Beckens, sog. Stillegungsregelung, wur- 
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den fortgesetzt. Einigkeit besteht unter den Ver- 
handlungsteilnehmern über die Grundzüge eines in- 
ternationalen Übereinkommens mit der Schweiz. 

Eine Verabschiedung der weittragenden Kommis- 
sionsvorschläge für eine Richtlinie des Rates zur 
Anpassung der nationalen Systeme der Steuern für 
Nutzkraftfahrzeuge und für eine Entscheidung des 
Rates über die Einführung eines gemeinsamen 
Systems der Abgeltung der Benutzung der Ver- 
kehrswege läßt sich auf Grund des fast unveränder- 
ten Beratungsstandes nicht absehen. Das gleiche 
gilt für eine Entscheidung des Rates über die Sanie- 
rung der Eisenbahnunternehmen und die Harmoni- 
sierung ihrer finanziellen Beziehungen zu den Staa- 
ten. 

83 . Beraten und ausgewertet wurden im Berichts- 
zeitraum die Erfahrungsberichte der Kommission 
über die Anwendung der Verordnungen (EWG) über 
Abgeltung gemeinwirtschaftlicher Leistungen und 
über die sog. Kontennormalisierung sowie die Ergän- 
zungsvorschläge zu diesen Verordnungen, mit denen 
der im wesentlichen auf die Staatseisenbahnen be- 
schränkte Anwendungsbereich auch auf andere Ver- 
kehrsträger ausgedehnt werden soll. 


IX. Forschung und Technologie 

Euratom und EWG 

84 . Im August hat die Kommission aufgrund von 
Nr. 7 des Schlußkommuniques der Pariser Gipfel- 
konferenz den Entwurf eines Aktionsprogramms für 
den wissenschaftlich-technologischen Bereich vorge- 
legt. Er enthält unter anderem einen Vorschlag zur 
Einsetzung eines Ausschusses für wissenschaftliche 
und technische Forschung sowie einige Rahmenpro- 
gramme für Forschungsaktionen zur Unterstützung 
der Gemeinschaftspolitiken. Die Bundesregierung 
wird sich im Hinblick auf den bei der Pariser Gipfel- 
konferenz gesetzten Termin (1. Januar 1974) für 
eine zügige Behandlung in den Ratsgremien einset- 
zen. 

85 . In Ergänzung und Ausführung des Ratsbeschlus- 
ses vom 5./6. Februar 1973 über ein Vierjahrespro- 
gramm (1973 bis 1976) hat der Ministerrat in den Mo- 
naten Mai und Juni Einzelprogramme auf folgenden 
Gebieten verabschiedet: 

1 . nukleare Aktionen 

— Behandlung und Lagerung radioaktiver Ab- 
fälle 

— Plutonium und Transplutone 
— Werkstoffkunde, Prozeßwärme 
— Reaktorsicherheit 
— Angewandte Informatik 
— Büro für Informationsanalyse 
— Zentralbüro für Kernmessungen 


— technische Unterstützung der Kernkraft- 
werksbetreiber 
— Ausbildung 

— Spaltstoffflußkontrolle und Brennstoffmanage- 
ment 

— Betrieb des Reaktors HFR, Materialprüfreak- 
toren 

— Nutzung des Reaktors Ispra I 
2. nichtnukleare Aktionen 

— Standards- und Referenzsubstanzen, Referenz- 
büro 

— Umweltschutz 

— Fernmessung irdischer Lagerstätten 
— - Nutzung der Sonnenenergie und Rohstoff- 
rückführung. 

Ferner wurden die bereits 1971 verabschiedeten 
Fünfjahresprogramme „Biologie und Gesundheits- 
schutz" sowie „Fusion und Plasmaphysik" angepaßt, 
um dem Beitritt Großbritanniens, Dänemarks und 
Irlands zu der Gemeinschaft Rechnung zu tragen. 

86. Im August 1973 hat die Kommission einen 
neuen Vorschlag für einen Ratsbeschluß zur Auf- 
stockung des Fünfjahresprogramms „Fusion und Plas- 
maphysik" von bisher 56,2 Mio RE um weitere 17,6 
Mio RE vorgelegt. Diese Mittel sollen unter ande- 
rem auch dazu dienen, Voruntersuchungen für die 
eventuelle Errichtung einer großen europäischen Ma- 
schine des Typs „Tokomak" als entscheidenden 
Schritt auf dem Weg zu einem künftigen Fusions- 
reaktor durchzuführen. 

Auf dem Gebiet der Urananreicherung wurde ein 
„Ständiger Ausschuß" für die mit der Urananreiche- 
rung zusammenhängenden Fragen beauftragt, eine 
Untersuchung über die Wirtschaftlichkeit der ver- 
schiedenen Verfahren zur Uranisotopentrennung 
durchzuführen. 

Ein erster Bericht ist für Spätherbst 1973 zu erwar- 
ten. 

EGKS 

87 . Im Berichtszeitraum wurde die Prüfung von 
sechs Kohleforschungsprojekten abgeschlossen. Der 
Ministerrat stimmte dem Antrag der Kommission 
zu, für diese Vorhaben rund 6,5 Mio RE bereitzu- 
stellen. 

Ferner stimmte der Rat dem Antrag der Kommission 
zu, für zehn Stahlforschungsprojekte knapp 2,5 Mio 
RE bereitzustellen. 


X. Sozialpolitik 

Sozial- und gesellschaftspolitisches Aktionsprogramm 
der Gemeinschaft 

88. Die gemeinschaftliche Sozialpolitik wurde be- 
stimmt durch die Ausarbeitung eines sozialpoliti- 
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sehen Aktionsprogramms. Am 19. April 1973 legte 
die Kommission dem Rat „Leitlinien für ein sozial- 
politisches Aktionsprogramm" vor. Diese Leitlinien 
sind eine erste Zusammenfassung der Überlegungen 
der Kommission darüber, wie ein sozialpolitisches 
Aktionsprogramm, das die Gemeinschaft gemäß dem 
Auftrag der Pariser Gipfelkonferenz des vergange- 
nen Jahres bis zum 1. Januar 1974 verabschieden 
soll, aussehen könnte. Sie sollen als Grundlage für 
Erörterungen im Rat und mit den Tarifparteien die- 
nen. 

Die Leitlinien enthalten neben einer Einleitung und 
„Allgemeinen Überlegungen" drei operative Ab- 
schnitte, die, von der gegenwärtigen Lage ausge- 
hend, sozialpolitische Ziele festlegen und zu Schluß- 
folgerungen führen, in denen die von der Gemein- 
schaft und den Mitgliedstaaten zu treffenden Maß- 
nahmen aufgezeichnet werden. Diese Abschnitte 
sind gewidmet der 

— Vollbeschäftigung, 

— Verbesserung der Lebens- und Arbeitsbedingun- 
gen, 

— Beteiligung der Sozialpartner an den wirtschafts- 
und sozialpolitischen Entscheidungen. 

Damit hat die Kommission die Schwerpunkte einer 
gemeinschaftlichen Sozialpolitik genannt. 

Am 21. Mai 1973 erörterte der Rat (Arbeits- und 
Sozialminister) die Leitlinien der Kommission. Er 
billigte nach einem umfassenden Meinungsaustausch 
im Grundsatz Tendenzen und Grundzüge der Leit- 
linien. 

Die Bundesregierung hat am 1. August 1973 in einem 
Brief des Bundesministers für Arbeit und Sozial- 
ordnung an den zuständigen Kommissar, Hillery, 
zu den Leitlinien Stellung genommen und Textvor- 
schläge für die Abschnitte III (Vollbeschäftigung und 
bessere Arbeitsbedingungen) und IV (Verbesserung 
der Lebens- und Arbeitsbedingungen) vorgelegt, die 
in die Vorschläge der Kommission für ein Aktions- 
programm aufgenommen werden könnten. 

Schwerpunkte dieser Vorschläge sind eine aktive 
Arbeitsmarktpolitik, die auch eine abgestimmte Po- 
litik gegenüber den Wanderarbeitnehmerfragen 
unter dem Gesichtspunkt einer sozialeren Gestaltung 
der Freizügigkeit umfassen sollte, sowie eine men- 
schengerechtere Gestaltung der Arbeit und die Ver- 
besserung des Arbeitsschutzes. 

Außerdem wies die Bundesregierung auf folgende 
Punkte hin, die in einem Aktionsprogramm der Ge- 
meinschaft unbedingt berücksichtigt werden sollten: 

— Grundsatz der Dynamisierung der Leistungen der 
Sozialen Sicherheit, 

— Mitbestimmung unter Beachtung des Grundsat- 
zes der Gleichberechtigung und Gleichwertigkeit 
von Arbeitnehmern und Anteilseignern, 


— wirksame Beteiligung der Tarifparteien an den 
Entscheidungen auf Gemeinschaftsebene, 

— Prüfung der Rahmenbedingungen für europäi- 
sche Tarifverträge im Hinblick auf die zuneh- 
mende Verflechtung der Wirtschaftsunternehmen 
über die Grenzen hinweg, 

— Einführung einer „Sozialberichterstattung", mit 
der die Kommission dem Rat in regelmäßigen Ab- 
ständen über die Verwirklichung des Aktionspro- 
gramms berichtet, 

— Bedeutung der Maßnahmen der beruflichen Bil- 
dung für eine aktive Arbeitsmarktpolitik. 

Abschließend betonte die Bundesregierung in ihrer 
Stellungnahme die Notwendigkeit einer soliden 
Finanzplanung, die auch eine Schätzung der Kosten 
der einzelnen in das Programm aufgenommenen Ak- 
tionen durch die Kommission enthalten müsse. 

Die Kommission beabsichtigt, ihre endgültigen Vor- 
schläge für das Aktionsprogramm im Oktober 1973 
vorzulegen. Die Organe der Gemeinschaft werden 
danach unverzüglich mit ihren Beratungen beginnen. 
Die Bundesregierung wird alles daran setzen, daß 
die Verabschiedung des Aktionsprogramms zum 
vorgesehenen Zeitpunkt erfolgen kann. 

Europäisches Sozialbudget 

89 . Zweck des vom Bundesarbeitsminister seiner- 
zeit angeregten Europäischen Sozialbudgets ist, 
über die voraussichtliche Entwicklung der Leistun- 
gen im sozialen Bereich und über deren Finanzie- 
rung in einem überschaubaren, mittelfristigen Zeit- 
raum zu informieren. Die Mitgliedsländer haben der 
Kommission dafür Daten für die Jahre 1970, 1972 
und 1975 geliefert. Mit der Veröffentlichung dieses 
ersten Versuches eines Europäischen Sozialbudgets 
wird im Frühjahr 1974 gerechnet. Es bleibt zu hof- 
fen, daß künftige Budgets einen echten mittelfristi- 
gen, d. h. fünfjährigen Prognosezeitraum ausfüllen 
werden. 

Europäischer Sozialfonds 

90 . Der reformierte Europäische Sozialfonds sieht 
sich nach seinem Anlaufen einer Flut von Beihilfe- 
anträgen der Mitgliedstaaten gegenüber, die seine 

— im Verhältnis zum alten Fonds erheblich verstärk- 
ten - Mittel weit übersteigen. Daraus ergeben sich 
möaliche Folgen für seine finanzielle Ausstattung 
und die Notwendigkeit, Prioritäten zu setzen. 

Die Mitgliedstaaten nehmen - neben den Beihilfen 
für Personen aus Landwirtschaft und Textilindu- 
strie - die erweiterten Hilfsmöglichkeiten des Sozial- 
fonds überwiegend in Anspruch, um in struktur- 
schwachen Gebieten Arbeitslosigkeit zu verhindern 
und zu beseitigen. Außerdem soll er zugunsten der 
Behinderten und zur Anpassung von Arbeitskräften 
an die Erfordernisse des technischen Fortschritts ein- 
greifen. Weiter geht es auch um berufliche Bildungs- 
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maßnahmen im Interesse einer angemessenen Be- 
schäftigung von besonderen Zielgruppen wie ältere 
Arbeitnehmer, Frauen und Jugendlicher. 


An deutschen Anträgen stehen zur Entscheidung an: 


Problemkreis 

Landwirtschaft 

Gebiete 

Behinderte 


beantragter Zuschuß 
14 Mio DM 
25,5 Mio DM 
43 Mio DM. 


94 . Was die Errichtung neuer industrieller Arbeits- 
plätze in den vom Strukturwandel betroffenen Mon- 
tanrevieren der Bundesrepublik anbelangt, die von 
der Kommission gefördert wird, so steht derzeit in 
vier Fällen mit einem Kreditvolumen von zusammen 
40 Mio DM die Entscheidung der Kommission noch 
aus. 


XI. Der Gemeinsame Markt 


Berufsbildung 

91 . Der Rat hatte am 26. März 1973 den für 1973 ; 
vorgesehenen Teil des von der Kommission vorge- i 
legten Entwurfs über „Erste Maßnahmen zur Ver- : 
wirklichung einer gemeinsamen Politik der Berufs- 
ausbildung" angenommen. Kernpunkt ist ein Infor- 
mations- und Erfahrungsaustausch über 

— Organisation und Struktur des allgemeinen und 
beruflichen Bildungswesens 


Niederlassungsrecht und freier Dienstleistungs- 
verkehr 

95 . Im Bereich des Niederlassungsrechts konnten 
die Beratungen mit den Beitrittsländern Großbritan- 
nien, Dänemark und Irland über die Richtlinie 
„Direktversicherung (außer Leben)" und die entspre- 
chende Liberalisierungsrichtlinie abgeschlossen wer- 
den. Der Rat hat beide Richtlinien am 24. Juli 1973 
erlassen. 


— die Leitlinien der Berufsbildungspolitik 

Durchführung, Finanzierung und Kosten der Be- 
rufsausbildung 

in den Ländern der Gemeinschaft. Die Kommission 
wird hierzu Studien ausarbeiten, die auf Grund- 
lagenberichten der Mitgliedstaaten beruhen, die 
nach einem einheitlichen Schema vorbereitet wer- 
den. 

92 . ln den deutschen Vorschlägen zu den von der 
Kommission vorgelegten Leitlinien für ein sozial- 
politisches Aktionsprogramm wird die Bedeutung 
der Maßnahmen der beruflichen Bildung für eine 
aktive Arbeitsmarktpolitik, die in der Vorlage der 
Kommission nicht deutlich hervortrat, besonders 
hervorgehoben. In den Vordergrund werden die Be- 
mühungen um die Angleichung des Ausbildungs- 
niveaus, um die Verbesserung der Qualität der be- 
ruflichen Bildung, die Verflechtung der Bildungs- 
gänge und die Herstellung der Gleichwertigkeit der 
beruflichen und der allgemeinen Bildungsgänge ge- 
stellt. 


Maßnahmen im Bereich der EGKS 

93 . Die Bundesregierung hat im Berichtszeitraum 
für von Stillegungs- und Betriebseinschränkungs- 
maßnahmen betroffene Arbeitnehmer bei der Kom- 
mission sieben Anträge auf Gewährung von Anpas- 
sungsbeihilfen zugunsten von 8566 unmittelbar und 
5665 mittelbar betroffenen Arbeitnehmern gestellt. 
Der Anteil der Kommission an den finanziellen Auf- 
wendungen für diese Anpassungsfälle wird voraus- 
sichtlich etwa 49 Mio DM betragen. Hierbei leistet 
die Bundesregierung im Vergleich zur Beteiligung 
der Kommission einen mindestens gleich hohen Bei- 
trag. Im selben Zeitraum genehmigte die Kommis- 
sion einen Antrag; sie hat dafür eine Beihilfesumme 
von knapp 17 Mio DM bereitgestellt. 


Nach der Verwirklichung der Niederlassungsfreiheit 
und des freien Dienstleistungsverkehrs auf dem Ge- 
biet der Rückversicherung und Retrozession im Jahre 
1964 ist mit diesen neuen Richtlinien die vom EWG- 
Vertrag geforderte Liberalisierung und Koordinie- 
rung des Niederlassungsrechts für einen wichtigen 
Teilbereich der Direktversicherung erreicht worden. 
Die Richtlinien koordinieren die Rechts- und Ver- 
waltungsvorschriften für die Aufnahme und Aus- 
übung der Direktversicherung im gesamten Nicht- 
Lebens-Bereich; sie erfassen u. a. die Versicherung 
von Haftpflicht-, Unfall- und Kraftfahrtrisiken, 
Feuer- und Elementarschäden, Transportrisiken so- 
wie die Krankenversicherung. Die Mitgliedstaaten 
werden die neuen Regelungen innerhalb der gesetz- 
ten Frist durch Gesetzgebungsakte in das natio- 
nale Aufsichtsrechts zu transformieren haben. 

96 . Nach achtjährigen Vorarbeiten hat der Rat in 
seiner Sitzung am 28. Juni 1973 die „Richtlinie zur 
Aufhebung der Beschränkungen der Niederlassungs- 
freiheit und des freien Dienstleistungsverkehrs für 
selbständige Tätigkeiten der Kreditinstitute und an- 
derer finanzeller Einrichtungen" gebilligt. Die Richt- 
linie stellt nur einen ersten Schritt zur Verwirkli- 
chung des gemeinsamen Marktes im Bankwesen dar. 
Wesentliche Fortschritte sind erst nach einer weite- 
ren Liberalisierung des Kapitalverkehrs und der 
Harmonisieung des Bankaufsichtsrechts zu erwarten. 

97 . Außerdem wurde die Richtlinie „Einreise und 
Aufenthalt" vom Rat verabschiedet. Diese Richtlinie 
verbessert die bereits bestehenden gemeinschafts- 
rechtlichen Bestimmungen über die Einreise und den 
Aufenthalt von selbständigen Berufstätigen und 
ihren Familienangehörigen innerhalb der Gemein- 
schaft. 

88. Die Beratungen der Richtlinienvorschläge „Ver- 
kehr" (Straßengüterverkehr, Personenbeförderung 
im Straßenverkehr, Binnenschiffahrt) konnten noch 
nicht wieder aufgenommen werden, da die Verhand- 
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lungen über die Koordinierung der Zugangsbedin- 
gungen zu den einzelnen Verkehrsberufen trotz zwi- 
schenzeitlicher Fortschritte noch nicht abgeschlossen 
sind. 

99. Bei den Arbeiten an den Richtlinienvorschlägen 
„Ärzte" haben die Vorschläge und Anmerkungen 
der neu beigetretenen Staaten eine erneute gemein- 
same Prüfung einer Reihe von Grundsatzfragen not- 
wendig gemacht. Hierbei standen im Vordergrund 
Fragen von Umfang und Art der Koordinierung der 
Ausbildungsanforderungen, der Erweiterung der bis- 
her vorgesehenen Möglichkeiten für eine Teilzeit- 
weiterbildung für Fachärzte und nach wie vor auch 
die Einbeziehung der in öffentlichen Krankenanstal- 
ten angestellten Ärzte. Die Bundesregierung wird 
weiterhin ihre Bemühungen um eine baldige Verab- 
schiedung der Richtlinien fortsetzen. 

100. Die Richtlinienvorschläge über das Niederlas- 
sungsrecht der pharmazeutischen Industrie, des phar- 
mazeutischen Großhandels und des pharmazeu- 
tischen Kleinhandels sollen künftig unabhängig von 
der Regelung der Qualifikation der sachkundigen 
Personen für die Herstellung von Arzneimitteln be- 
handelt werden. Das Hauptproblem, das bei den 
Niederlassungsrichtlinien gelöst werden muß, ist 
die Frage der Ausbildung des Apothekers. 

101. Die Richtlinienvorschläge „Vertrieb von Gift- 
stoffen" und „Verschiedene Tätigkeiten" stehen kurz 
vor der Verabschiedung. 

102. Uber die Richtlinienvorschläge „Rechtsanwäl- 
te" und „Film" (Filmregister, Dienstleistungsver- 
kehr, Filmverleih) fanden auch im Berichtszeitraum 
intensive Beratungen statt. 

103. In weiterer Durchführung der Richtlinien für 
die Vergabe öffentlicher Bauaufträge sind im Zu- 
sammenhang mit dem Zweiten Stabilitätsprogramm 
der Bundesregierung aufgrund einer Initiative des 
Bundeswirtschaftsministers an Vergabestellen von 
Bund und Ländern Weisungen ergangen, alle Mög- 
lichkeiten zur Heranziehung ausländischer Bewerber 
zu nutzen und selbst solche Bauvorhaben EG-weit 
auszuschreiben, deren Publizierung im Amtsblatt 
nicht obligatorisch ist. - Mit den Ausschreibungen 
größerer öffentlicher Bauaufträge von Bund, Länder 
und Gemeinden im Amtsblatt der EG liegt die Bun- 
desrepublik ein Jahr nach Inkrafttreten der EWG- 
Bauvergaberichtlinien an der Spitze der Mitglied- 
staaten. 

Gesellschaftsrecht 

104. Im Rahmen einer Arbeitsgruppe des Rates wur- 
de der Vorschlag für eine Zweite gesellschaftsrecht- 
liche Richtlinie (Kapitalschutzrichtlinie) beraten. 

105. Die Arbeitsgruppe „Gesellschaftsrecht" bei 
der Kommission setzte ihre Beratungen über das 
Recht der verbundenen Unternehmen (Konzernrecht) 
fort. 


Der gemeinsame Kohlemarkt 

106. Die Kohlemarktlage der Gemeinschaft war 
auch im bisherigen Verlauf des Jahres 1973 durch 
einen weiteren Absatzrückgang gekennzeichnet. Die 
in allen Gemeinschaftsländern bestehende Hochkon- 
junktur, insbesondere im Bereich der Eisen- und 
Stahlindustrie, hat den Absatzrückgang jedoch ge- 
genüber dem Vorjahr merkbar verlangsamt. Das 
Angebot an Steinkohle und Steinkohleerzeugnissen 
lag weiterhin über der Nachfrage. 

Die Steinkohlenförderung in der erweiterten Ge- 
meinschaft erreichte im 1. Halbjahr 1973 146,4 Mio t 
(1. Halbjahr 1972 nur rund 126 Mio t, aber nicht ver- 
gleichbar wegen Bergarbeiterstreiks in Großbritan- 
nien im Jahre 1972). Mit Ausnahme von Großbritan- 
nien ist in allen Förderländern ein Produktionsrück- 
gang zu verzeichnen, der im Vergleich zum Vorjahr 
zwischen rund 4 v. H. (Bundesrepublik) und rund 
34 v. H. (Niederlande) liegt. 

Ebenfalls durch den Streik in Großbritannien, aber 
auch durch eine höhere Nachfrage der Stahlindustrie 
bedingt, ist die Zechen- und Hüttenkokserzeugung 
der erweiterten Gemeinschaft im 1. Halbjahr 1973 
gegenüber dem 1. Halbjahr 1972 angestiegen (von 
rund 38 Mio t auf gut 40 Mio t). Die Steigerung be- 
trifft mit Ausnahme der Bundesrepublik, in der die 
Kokserzeugung um rund 4 v. H. zurückgenommen 
wurde, alle Erzeugerländer. 

Entsprechend der Angebots-ZVerbrauchsentwicklung 
sind die Kohlen- und Koksbestände bei den Zechen 
und Kokereien der Gemeinschaft in den ersten Mo- 
naten des Jahres 1973 weiter angestiegen. Insgesamt 
liegen in der Gemeinschaft z. Z. rund 44 Mio t Kohle 
und Koks gegenüber knapp 40 Mio t zur Jahres- 
wende 1972/1973 auf Halde. 

107. Bei den Drittlandseinfuhren setzt sich der seit 
1971 zu verzeichnende Einfuhrrückgang, wenn auch 
abgeschwächt, weiter fort. In die Bundesrepublik 
wurden im Rahmen des zollfreien Drittlandkontin- 
gents im 1. Halbjahr 1973 2,2 Mio t Steinkohle gegen- 
über 2,5 Mio t im 1. Halbjahr 1972 eingeführt. 

Der Austausch von Kohle und Koks innerhalb der 
Gemeinschaft hat durch das neue Mitgliedsland 
Großbritannien eine Ausweitung erfahren. Groß- 
britannien liefert vorwiegend in die Bundesrepublik 
(1972 - 1,1 Mio t, 1. Halbjahr 1973 = 0,8 Mio t). 
Hauptlieferant im übrigen gemeinschaftlichen Aus- 
tausch bleibt jedoch die Bundesrepublik, aus der im 
1. Halbjahr 1973 6,5 Mio t Kohle und 4,7 Mio t Koks 
(gleiche Menge wie im 1. Halbjahr 1972) in die übri- 
gen Gemeinschaftsländer verbracht wurden. 

Die Ausfuhren der Gemeinschaft in dritte Länder 
verlieren weiter an Bedeutung und lagen im 1. Halb- 
jahr 1973 unter 2 Mio t. Der neue große Kohlepro- 
duzent Großbritannien exportiert kaum nennens- 
werte Mengen, so daß die Ausfuhren fast aus- 
schließlich auf die Bundesrepublik entfallen. 
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108 . Die Preise für Gemeinschaftskohle sind 1973 
fast durchweg für alle Reviere erneut angehoben 
worden (z. B. Preiserhöhung im Juli um durchschnitt- 
lich rund 5,3 v. H. bei den deutschen Revieren). Für 
Drittlandskohle hatten sich die Preise um die Jahres- 
wende 1972/1973, vorwiegend infolge einer Steige- 
rung der Frachtraten, leicht erhöht. Durch die Wäh- 
rungsänderungen im Frühjahr d. J. sowie infolge 
des weiteren Wechselkursverfalls des US-Dollars 
erreichten sie inzwischen jedoch einen neuen Tief- 
stand. 

109 . Nach intensiven Verhandlungen billigte der 
Ministerrat am 24. Juli 1973 den Entscheidungsent- 
wurf der Kommission über ein neues Beihilfesystem 
zugunsten des Kokskohle- und Kokseinsatzes in den 
Hochöfen der Gemeinschaft. Die neue Regelung hat - 
rückwirkend zum 1. Januar 1973 - eine Laufzeit von 
sechs Jahren und sieht wie das bisherige Konzept die 
Zahlung einer Förder- sowie einer Absatzbeihilfe 
vor. 

Wesentlich erweitert wurde der finanzielle Rahmen 
zur gemeinschaftlichen Finanzierung der im intra- 
kommunitären Austausch gewährten Absatzbeihilfe. 
Neben den Mitgliedstaaten und der Europäischen 
Gemeinschaft für Kohle und Stahl werden als dritte 
Säule zur Aufbringung der gemeinschaftlichen Fi- 
nanzierungsmasse nunmehr auch die Unternehmen 
der Eisen- und Stahlindustrie herangezogen, und 
zwar auf der Grundlage ihres jeweiligen Verbrauchs 
von Hochofenkoks jedweder Provenienz. 

Die so insgesamt aufgebrachten Mittel kommen vor- 
wiegend der BRD zugute und führen zu einer grö- 
ßeren finanziellen Entlastung als nach der bisherigen 
Regelung. 

Der gemeinsame Stahlmarkt 

110 . Die seit Ende 1972 lebhafte Stahlnachfrage hat 
auch im Berichtszeitraum angehalten. In den ersten 
fünf Monaten des laufenden Jahres erreichten die 
Auftragseingänge für Wälzstahl in der ursprüng- 
lichen Sechsergemeinschaft eine Steigerung von 
15,5 v. H. gegenüber dem - allerdings recht schwa- 
chen - Vergleichszeitraum des Vorjahres (40,27 Mio t 
gegenüber 34,55 Mio t). Dabei stiegen die Aufträge 
aus der Gemeinschaft stärker als aus Drittländern. 
Viele Unternehmen der Gemeinschaft deckten vor- 
rangig den Bedarf ihrer traditionellen Abnehmer 
innerhalb der EG und steigerten - trotz reger Nach- 
frage - ihre Exporte in Drittländer nicht übermäßig. 

Im Vergleich zu den Auftragseingängen war der An- 
stieg bei der Rohstahlerzeugung mit 7,3 v. H. gering. 
Die Ursache dafür könnte u. a. darin liegen, daß sich 
ein Teil der Unternehmen bereits an der oberen 
Grenze der Produktionsmöglichkeiten befindet und 
in Italien sowie - kurzfristig - auch in Belgien Pro- 
duktionsausfälle durch Streiks eintraten. In Däne- 
mark, Italien und den Niederlanden ging die Pro- 
duktion im 1. Halbjahr gegenüber dem Vorjahres- 
zeitraum zurück. 

111 . Angesichts der guten Marktlage erhöhten die 
Unternehmen der Eisen- und Stahlindustrie der EG 


im Berichtszeitraum ihre Listenpreise und bauten 
noch bestehende Rabatte weiter ab. Die British Steel 
Corporation (BSC), die die Stahlindustrie Großbri- 
tanniens zu über 90 v. H. umfaßt, hinterlegte erst- 
mals bei der Kommission ihre Listenpreise. Diese 
liegen zwar um durchschnittlich 9,5 v. H. über den 
zuletzt in Großbritannien angewandten Preisen, blei- 
ben aber immer noch um ca. 10 bis 20 v. H. unter den 
niedrigsten Listenpreisen der Sechsergemeinschaft. 
Durch die zwischen Großbritannien und der Gemein- 
schaft noch bestehenden Zölle nähern sich die Ein- 
standspreise auf dem Kontingent allerdings einander 
an. 

112 . Im Zuge der gemeinsamen Handelspolitik 
einigten sich die Mitgliedstaaten, weitere Stahler- 
zeugnisse gegenüber den Ostblockländern zu libe- 
ralisieren. Die von Frankreich vorgeschlagene Libe- 
ralisierung einer vollen Zollposition konnte trotz 
langwieriger Verhandlungen noch nicht verwirk- 
licht werden. 

113 . Die Lage auf dem Schrottmarkt der Gemein- 
schaft war während des gesamten Berichtszeitraums 
angespannt. Die hohe Schrottnachfrage führte im 
Juni /Juli zu Preisen, die z. T. bis zu 65 v. H. über 
denen vom Dezember 1972 lagen. Versorgungs- 
schwierigkeiten traten jedoch nicht auf. 

Als Reaktion auf die Einschränkung der Schrottex- 
porte aus den USA in die Gemeinschaft wurde die 
Schrottausfuhr in dritte Länder im Rahmen des Kon- 
tingents für das 2. Halbjahr 1973 in den Monaten 
August bis September auf mindere Sorten be- 
schränkt. Bereits im Mai hatte das Vereinigte Kö- 
nigreich die Ausfuhr von Qualitätsschrott in Dritt- 
länder und in die Gemeinschaft verboten. 


XII. Umweltpolitik 

114 . Der Rat (Umweltminister) hat am 19. Juli 1973 
das Umweltaktionsprogramm der Europäischen Ge- 
meinschaften verabschiedet und damit fristgerecht 
einen Auftrag der Pariser Gipfelkonferenz vom 
19. /20. Oktober 1972 erfüllt. Dem Rat lag ein Pro- 
grammentwurf der Kommission vor, der in der beim 
Rat eingerichteten Arbeitsgruppe „Umweltschutz" 
grundlegend überarbeitet worden war. Die auf die- 
sen Arbeiten gründende Letztfassung des Programm- 
entwurfs ist ohne wesentliche Änderungen gebilligt 
worden. 

Das Programm gliedert sich in folgende Hauptteile: 

1. Grundsätze für eine europäische Umweltpolitik 

Diese Grundsätze beruhen weitgehend auf den 
Ergebnissen der auf deutsche Initiative hin zu- 
stande gekommenen Konferenz der Umweltmini- 
ster der Mitgliedstaaten der erweiterten Euro- 
päischen Gemeinschaften vom 31. Oktober 1972 
in Bonn. Zu diesen Grundsätzen gehören insbe- 
sondere das Verursacherprinzip sowie der Grund- 
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satz, daß Aktionen auf Gemeinschaftsebene den 
nationalen Fortschritt nicht beeinträchtigen dür- 
fen, soweit die Belange des Gemeinsamen Mark- 
tes gewahrt bleiben, 

2. Gemeinschaftsaktionen zur Verringerung der 
Umweltverschmutzung 

Dieser Teil des Programms gliedert sich in fol- 
gende Kategorien: 

— Vorbereitende und methodologische Unter- 
suchungen der Kommission, die in Vorschlä- 
gen an den Rat einmünden und der Vorberei- 
tung späterer konkreter Aktionen dienen sol- 
len, aber auch für den nationalen Bereich von 
Bedeutung sind. Hierzu gehören Untersu- 
chungen zur Beurteilung der Gefahren von 
Umweltbelastungen, die Entwicklung von Me- 
thoden für die Festlegung von Qualitätszie- 
len und langfristigen Mindestqualitätsanfor- 
derungen, spezifische Untersuchungen für 
bestimmte Industriebereiche, die Ausgestal- 
tung des Verursacherprinzips u. a. 

— Die Festlegung vordringlicher gemeinschaft- 
licher Umweltnormen 

Auf Gemeinschaftsebene sollen - wo erfor- 
derlich - Umweltqualitätsnormen (Immis- 
sionsnormen) festgelegt werden, zunächst 
hinsichtlich bestimmter Schadstoffe im Was- 
ser. Den Mitgliedstaaten bleiben strengere 
nationale Regelungen Vorbehalten. Die Kom- 
mission soll für bestimmte Erzeugnisse be- 
stehende Richtlinien (z. B. für Kraftfahrzeugab- 
gase) überprüfen und bestimmte neue Richt- 
linien (u. a. Bleigehalt von Kraftstoffen, 
Schwefelgehalt von Heizöl) vorbereiten so- 
wie ergänzende Untersuchungen insbeson- 
dere hinsichtlich industriell verwendeter 
chemischer Reagentien durchführen. Emis- 
sionsnormen auf Gemeinschaftsebene sieht 
das Programm nicht vor. 

3. Maßnahmen zur Verbesserung der Umwelt 

Der Rat hat die in diesem Abschnitt des Pro- 
gramms enthaltenen Leitlinien für verschiedene 
Bereiche (insbesondere Agrarbereich, Rohstoff- 
und Wasserverknappung, Stadtentwicklung und 
Raumordnung, Arbeitsumwelt) gebilligt. Damit 
wird der fachübergreifenden Rolle der Umwelt- 
politik in den Bereichen Rechnung getragen, in 
denen die Gemeinschaft in Zukunft bei der Ver- 
folgung ihrer sektoralen Politiken Umweltaspek- 
te zu berücksichtigen hat. 

4. Internationale Zusammenarbeit auf dem Gebiet 
des Umweltschutzes 

Das Programm legt fest, daß sich Mitgliedstaaten 
und Gemeinschaft hinsichtlich ihrer Aktivitäten 
in internationalen Organisationen untereinander 
abstimmen. 

Das Aktionsprogramm der Europäischen Gemein- 
schaften für den Umweltschutz ist ein Schritt in Rich- 


tung auf eine Europäische Union. Es ist eine poli- 
tische Willenserklärung, die einen Anfang für eine 
europäische Umweltpolitik setzt; national und auf 
Gemeinschaftsebene müssen jetzt die beschlossenen 
Aktionen folgen. Mit dem Programm sind alle Mit- 
gliedstaaten der Gemeinschaft aufgerufen, überall 
dieselben praktischen Voraussetzungen für die vor- 
gesehenen Aktionen zu schaffen. 

Der operative Teil des Programms ist in seinem 
Zeitplan auf zunächst zwei Jahre angelegt. Während 
dieser Zeit ist das Programm weiterzuentwickeln 
und vor Ablauf der Zweijahresfrist zu ergänzen und 
fortzuschreiben. 


XIII. Rechtsangleichung 

Technische Handeishemmnisse im gewerblichen 
Bereich 

115 . Die von der Kommission vorgeschlagene Er- 
weiterung des Allgemeinen Programms vom 28, Mai 
1969 zur Beseitigung der technischen Hemmnisse im 
Warenverkehr wurde vom Rat am 21. Mai 1973 ver- 
abschiedet. Die Erweiterung umfaßt 14 Warengrup- 
pen des gewerblichen Bereichs: 

Krafträder 

Verpackungen 

Spielzeug 

Schulmaterial 

Waffen und Munition mit Ausnahme von Kriegswaf- 
fen und -munition 

Ausrüstung zur Anwendung ionisierender Strahlen 
Geräte für Brandbekämpfung und Brandschutz 
Geräte und Kleidung für den Einzelschutz 
Erdöl zu Heizzwecken oder zum Antrieb von Motor- 
kraftfahrzeugen 
Tafelgeschirr und Küchengeräte 
Mechanische Förderanlagen 
Wassersportfahrzeuge mit Motor oder Segel 
Sprengstoffe. 

Die Fristen für die Verwirklichung dieser Vorhaben 
sollen im Rahmen der von der Kommission vorge- 
legten Vorschläge zur Industriepolitik festgelegt 
werden. 

116 . Die in der Vereinbarung der im Rat vereinig- 
ten Vertreter der Regierungen der Mitgliedstaaten 
vom 28. Mai 1969 vorgesehenen Fristen für die Still- 
halteregelung und die Unterrichtung der Kommis- 
sion wurden am 5. März 1973 an die entsprechenden 
Fristen für den Umweltsektor angepaßt. 

117 . In Durchführung des Allgemeinen Programms 
vom 28. Mai 1969 hatte der Rat im Dezember 1972 
zwölf Richtlinien grundsätzlich genehmigt. Davon 
sind bisher nur vier Richtlinien endgültig verab- 
schiedet worden. Grund für diese Verzögerung sind 
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Schwierigkeiten bei der Übersetzung der Richtlinien 
in die dänische Sprache. 

Eine Reihe weiterer Richtlinienvorschläge, über die 
zwischen den sechs ursprünglichen Mitgliedstaaten 
bereits Einvernehmen erzielt worden war, wird 
mit den beigetretenen Mitgliedstaaten erneut be- 
raten. 

Die Kommission hat dem Rat Vorschläge betreffend 
Kfz-Sitze, Funkstörungen durch Rundfunk- und Fern- 
sehgeräte, Kaltwasserzähler und Wägeeinrichtun- 
gen neu vorgelegt. 

118. Die Arbeiten an den Richtlinienentwürfen zur 
Herstellung des freien Warenverkehrs mit Arznei- 
mitteln wurden nach dem Beitritt der neuen Mit- 
gliedstaaten intensiv fortgeführt. Dabei konnten in 
zahlreichen Einzelfragen Fortschritte erzielt werden. 
Offen ist aber noch, wie klargestellt werden soll, daß 
die jetzige Fassung der Zweiten Arzneimittelricht- 
linie nur Übergangscharakter hat und daß zu einem 
späteren Zeitpunkt der vollständige freie Waren- 
verkehr mit Arzneispezialitäten erreicht werden soll. 
Schwierigkeiten bereitet außerdem das französische 
Junktim mit der Regelung der Qualifikation der mit 
der Herstellung von Arzneimitteln befaßten sach- 
kundigen Person. Die Bundesregierung drängt dar- 
auf, daß noch vor Ablauf des Jahres eine zufrieden- 
stellende Lösung erreicht wird. 

119. Für die Koordinierungsrichtlinie zur Vergabe 
öffentlicher Lieferaufträge hat die Kommission 
dem Rat einen aufgrund der Stellungnahme des 
Europäischen Parlaments und des Wirtschafts- und 
Sozialausschusses geänderten Vorschlag vorgelegt, 
der zudem stärker an die bereits geltende entspre- 
chende Bauvergabe-Richtlinie angeglichen ist. Die 
Bundesregierung hat sich erneut für die beschleunig- 
te Beratung der Richtlinie ausgesprochen, damit nach 
dem Bausektor auch der Bereich der vielfältigen 
Lieferungen an die öffentliche Hand einem EWG- 
weiten Wettbewerb erschlossen wird. 


Lebensmittelrecht 

120. Der Rat hat am 24. Juli 1973 die Richtlinie zur 
Angleichung der Rechtsvorschriften der Mitglied- 
staaten für zur Ernährung bestimmte Kakao- und 
Schokoladeerzeugnisse verabschiedet. Damit ist 
nach über 13jähriger Arbeit die erste sogenannte 
„vertikale" Richtlinie, d. h. eine Richtlinie, die den 
Handelsverkehr mit einer speziellen Lebensmittel- 
gruppe regelt, fertiggestellt worden. 

Dies ist insofern von besonderer Bedeutung, als es 
sich bei der Richtlinie über Kakao- und Schokolade- 
erzeugnisse hinsichtlich ihres Aufbaus und der Aus- 
gestaltung bestimmter allgemeiner Regelungen um 
eine Modell-Richtlinie handelt. Mit dem baldigen 
Erlaß weiterer vertikaler Richtlinien auf dem Ge- 
biet des Lebensmittelrechts kann jetzt eher gerechnet 
werden. 


Die Verabschiedung der Richtlinie über Kakao- und 
Schokoladeerzeugnisse war allerdings nur möglich, 
weil die Regelung einzelner für den Verbraucher- 
schutz wichtiger Fragen der Zusammensetzung und 
Kennzeichnung, über die keine Einigung erzielt wer- 
den konnte, ausgeklammert wurde. Diese aus der 
Sicht der Rechtsangleichung nicht gänzlich zufrieden- 
stellende Lösung erschien auch der Bundesregierung 
eher vertretbar als eine Gemeinschaftsregelung, die 
insoweit zu einer Verschlechterung des in der Bun- 
desrepublik bestehenden Verbraucherschutzes ge- 
führt hätte. 

121. Bei einem weiteren wichtigen Rechtsanglei- 
chungsverfahren, dem Richtlinienvorschlag zur Fest- 
legung von Höchstgehalten für Rückstände von 
Schädlingsbekämpfungsmitteln in und auf Obst und 
Gemüse, haben die zwischen den alten und den 
neuen Mitgliedstaaten aufgetretenen Meinungsver- 
schiedenheiten über die im Interesse des Verbrau- 
cherschutzes erforderlichen Bestimmungen leider zu 
einem Stillstand der Beratungen geführt. 

122. Auf dem Gebiet der Angleichung des Wein- 
rechts sind nach dem Erlaß der „Verordnung zur 
Ausstellung von Begleitdokumenten und zur Festle- 
gung der Pflichten der Erzeuger und Händler außer 
Einzelhändlern in der Weinwirtschaft" vom 26. Juli 
1972 die Arbeiten an weiteren Durchführungsbe- 
stimmungen zur Weinmarktorganisation fortgesetzt 
worden. 

Die Gemeinschaftsregelung über den Schwefeldioxid- 
gehalt der Weine wurde am 24. September 1973 ver- 
abschiedet. 

Die Verordnungsvorschläge über die Bezeichnung 
und Aufmachung der Weine und der Moste, über 
Schaumweine, Qualitätsschaumweine sowie Quali- 
tätsschaumweine bestimmter Anbaugebiete werden 
vorrangig beraten. 


Veterinärrecht 

123. Die Beratungen folgender Gemeinschaftsrege- 
lungen in Brüssel wurden fortgeführt: 

1. Richtlinie betreffend Normen und Protokolle bei 
Tierarzneimitteln; 

2. Richtlinie über tiergesundheitliche und hygieni- 
sche Anforderungen an Rohmilch und wärmebe- 
handelte Milch; 

3. Richtlinie zur Regelung gesundheitlicher Fragen 
beim innergemeinschaftlichen Handelsverkehr 
mit Fleischerzeugnissen; 

4. Arbeitspapier über Höchstgehalte an Rückstän- 
den von Schädlingsbekämpfungsmitteln in Nah- 
rungsmitteln tierischer Herkunft; 

5. Richtlinie zur Änderung der Richtlinie zur Rege- 
lung gesundheitlicher Fragen beim Handelsver- 
kehr mit frischem Geflügelfleisch; 
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6. Folgevorschriften zur Richtlinie zur Regelung 
viehseuchenrechtlicher und gesundheitlicher Fra- 
gen bei der Einfuhr von Rindern und Schweinen 
und von frischem Fleisch aus Drittländern. 

Mit der Beratung des folgenden neuen Vorhabens 
wurde begonnen: 

Erarbeitung einer Gemeinschaftsregelung für die 
Durchführung der Trichinenschau. 

Futtermittelrecht 

124 . Die gemeinschaftlichen Anstrengungen auf 
diesem Gebiete verfolgen das Ziel, eine einheitliche 
optimale tierische Produktion zu ermöglichen und 
qualitativ hochwertige und rückstandsarme Erzeug- 
nisse tierischen Ursprungs zu produzieren. Neben 
der Erarbeitung gemeinschaftlicher Analysenmetho- 
den für Futtermittel und Zusatzstoffe wurde insbe- 
sondere die Richtlinie zur Änderung der Richtlinie 
über Zusatzstoffe in der Tierernährunq verabschie- 
det. 

Die Entwürfe einer Richtlinie des Rates über die 
Festlegung von Höchstgehalten an unerwünschten 
Stoffen und Erzeugnissen in Futtermitteln und einer 
Richtlinie zur Änderung der Anhänge der Richtlinie 
über Zusatzstoffe in der Tierernährung stehen kurz 
vor der Verabschiedung. Weiter wurde ein Vor- 
schlag einer Verordnung zur Festlegung von Höchst- 
gehalten an Rückständen von Schädlingsbekämp- 
fungsmitteln in Futtermitteln erstellt. 

Düngemittelrecht 

125 . Das Europäische Parlament hat zu dem Vor- 
schlag der Kommission zu einer Richtlinie zur An- 
gleichung der Rechtsvorschriften für Düngemittel 
Stellung genommen. Die Kommission hat sich bereit 
erklärt, dieser Stellungnahme Rechnung zu tragen 
und ihren Vorschlag zu ändern. 

Pflanzenschutz 

126 . Der fachlich zum Abschluß gebrachte Richtli- 
nienvorschlag des Rates über Maßnahmen gegen die 
Einschleppung von Schadorganismen der Pflanzen 
und pflanzlichen Erzeugnisse wird in der zuständi- 
gen Arbeitsgruppe erneut geprüft, weil die drei 
neuen Mitgliedstaaten zahlreiche technische Ände- 
rungen wünschen. 

Zollrecht 

127 . Die Arbeiten an der Harmonisierung des Zoll- 
rechts sind im Berichtszeitraum fortgesetzt worden. 
Die in Zusammenarbeit mit den Verwaltungen der 
Mitgliedstaaten erarbeiteten Vorschläge der Kom- 
mission zur Harmonisierung des passiven Verede- 
lungsverkehrs und des Umwandlungsverkehrs wer- 
den z. Z. in den zuständigen Ratsgruppen erörtert. 


Mit dem Inkrafttreten dieser Gemeinschaftsregelun- 
gen ist für 1974 zu rechnen. Die Kommission hat mit 
den Verwaltungen der Mitgliedstaaten außerdem 
Entwürfe von Rechtsakten zur Harmonisierung des 
Verfahrens bei der Abfertigung zum freien Verkehr 
und für Gemeinschaftsregelungen über außertarif- 
liche Zollbefreiungen und über die vorübergehende 
Verwendung erörtert. Die Beratungen über diese 
Vorschläge, die wichtige Bereiche des noch nicht har- 
monisierten Zollrechts betreffen, gehen weiter. 

128 . Die Kommission hat zusammen mit den Ver- 
waltungen der Mitgliedstaaten eine Verordnung 
über die Weiterführung des aktiven Veredelungs- 
verkehrs mit den neuen Mitgliedstaaten bis zum 
Ende der Übergangszeit (30. Juni 1977) vorbereitet. 
Soweit drittländische Waren veredelt werden, ist 
die Erhebung von Anteilzoll vorgesehen. Das ent- 
spricht der Regelung, wie sie innerhalb der alten 
Sechsergemeinschaft während der damaligen Über- 
gangszeit galt. 

129 . Die Arbeiten für einen verstärkten Einsatz 
von EDV-Anlagen in der Bundeszollverwaltung wur- 
den fortgesetzt. Die Überwachung der Zollkontin- 
gente und Zollpräferenzen ist im Berichtszeitraum 
vom Rechenzentrum der Bundeszollverwaltung über- 
nommen worden. Der erste Entwurf eines integrier- 
ten Gebrauchs-Zolltarifs (Zolltarif, Warenverzeich- 
nis für die Außenhandelsstatistik, Einfuhrliste) ist 
fertiggestellt worden. 

Abbau von Grenzkontrollen zwischen den Gemein- 
schaftsstaaten 

130 . Am 1. Juli 1973 ist zwischen den sechs ur- 
sprünglichen Mitgliedstaaten der Gemeinschaft die 
Regelung der Richtlinie des Rates betreffend die An- 
gleichung von Rechtsvorschriften der Mitgliedstaa- 
ten bezüglich der Kraftfahrzeug-Haftpflichtversiche- 
rung und der Kontrolle der entsprechenden Versiche- 
rungspflicht wirksam geworden. Damit entfällt von 
diesem Zeitpunkt an für die Kraftfahrer aus einem 
dieser Gemeinschaftsstaaten beim Grenzübertritt und 
beim Verkehr in einem der fünf anderen Gemein- 
schaftsstaaten die Pflicht zum Nachweis eines aus- 
reichenden Haftpflichtversicherungsschutzes, etwa 
durch Vorlage einer sogenannten „grünen Versiche- 
rungskarte". 

Kapitalverkehr 

131 . Der Rat hat die Beratungen über den Richtli- 
nienvorschlag und den Entwurf einer Empfehlung, 
die beide die Einführung eines Prospekts für die 
Zulassung von Wertpapieren zur amtlichen Börsen- 
notierung betreffen, im Berichtszeitraum noch nicht 
aufgenoinmen. 

132 . Die Beratung der Sachverständigen über die 
Harmonisierung der Vorschriften betr. die Zulas- 
sung von Wertpapieren zum Börsenhandel sowie 
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der Vorschriften über die Information der Erwerber 
von Investmentanteilen und über die laufende Publi- 
zität der Investmentgesellschaften wurden fortge- 
setzt. Zwei Arbeitsgruppen wurden neu errichtet. 
Die eine befaßt sich mit der Harmonisierung des 
Börsenmaklerrechts, die andere behandelt die Har- 
monisierung der Investmentaufsicht und der für die 
Investmentgesellschaften geltenden materiellen Vor- 
schriften. 

Europäisches Patent- und Markenrecht 

133. In der Zeit vom 10. September bis 6. Oktober 
1973 hat in München eine Konferenz über das Über- 
einkommen für ein Europäisches Patenterteilungs- 
verfahren stattgefunden, an der 22 Staaten teilge- 
nommen haben. 

Die Unterzeichnung des Übereinkommens über ein 
Europäisches Patent für den Gemeinsamen Markt ist 
für das Frühjahr 1974 vorgesehen. 

134. Im Mai 1973 hat die Kommission der Euro- 
päischen Gemeinschaften einen ersten Vorentwurf 
eines Übereinkommens über ein Europäisches Mar- 
kenrecht veröffentlicht. Der Vorentwurf war bereits 
im Jahre 1964 von einem Sachverständigenausschuß 
ausgearbeitet worden. Die weiteren Beratungen wur- 
den bis zum Abschluß der Arbeiten über ein europä- 
isches Patent ausgesetzt. Die Kommission hat nun- 
mehr die am Markenrecht interessierten internatio- 
nalen Vereinigungen gebeten, ihr bis Ende 1973 
Stellungnahmen zu dem veröffentlichten Vorentwurf 
zuzuleiten. Für das Jahr 1974 ist mit der Wiederauf- 
nahme der Arbeiten zur Schaffung eines einheit- 
lichen Europäischen Markenrechts zu rechnen. 


Internationale Übereinkommen 

135. Aus dem Bereich der internationalen Abkom- 
men auf dem Gebiet des Zivil-, Wirtschafts-, Straf- 
und Prozeßrechts sind insbesondere folgende Arbei- 
ten zu erwähnen: 

i Die Arbeitsgruppe von Regierungssachverständigen 
unter dem Vorsitz von Prof. Goldman ist vom Rat 
beauftragt worden, den Entwurf eines Übereinkom- 
mens über die internationale Verschmelzung (grenz- 
überschreitende Fusion) von Aktiengesellschaften im 
Hinblick auf den Beitritt von Großbritannien, Irland 
und Dänemark zur Gemeinschaft zu überarbeiten. 

Die Arbeiten an dem Entwurf eines Übereinkom- 
mens über die strafrechtliche Ahndung von Zuwider- 
handlungen gegen Normen des Gemeinschaftsrechts 
; sind in der Sitzung der Arbeitsgruppe „ Wirtschafts- 
! Strafrecht" am 13./14. Juni 1973 fortgesetzt worden, 
i Weitere Sitzungen sind vorgesehen. 

Die Beratungen der Regierungssachverständigen zur 
Vorbereitung eines Übereinkommens über den Kon- 
kurs, Vergleiche und ähnliche Verfahren wurden 
nach dem Beitritt der drei neuen Mitgliedstaaten 
| wieder aufgenommen. 

! 136. Um sicherzustellen, daß das Übereinkommen 
vom 7. September 1967 über die gegenseitige Unter- 
; Stützung der Zollverwaltungen auch gegenüber zu- 
künftigen Mitgliedstaaten und assoziierten Staaten 
so schnell wie möglich wirksam werden kann, haben 
die gesetzgebenden Körperschaften der Bundesrepu- 
! blik Deutschland auf Vorschlag der Bundesregierung 
\ ein Gesetz verabschiedet, das den Bundesminister 
; der Finanzen ermächtigt, Vereinbarungen über den 
jpBeitritt und die vorläufige Anwendung zu treffen. 
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C. Außenbeziehungen 


XIV. Außenwirtschaftspolitik 
Zollpolitik 

137 . Der Rat hat am 4. Juni 1973 beschlossen, Ru- 
mänien in das gemeinschaftliche System allgemeiner 
Zollpräferenzen einzubeziehen. Diese Entscheidung 
bildete den Abschluß längerer Erörterungen über den 
Antrag Rumäniens, das Anfang 1972 als erstes ost- 
europäisches Land amtliche Kontakte mit der Euro- 
päischen Gemeinschaft aufgenommen hatte. 

138 . Die Zollausgleichsverhandlungen nach Artikel 
XXIV Abs. 6 GATT aufgrund der Erweiterung der 
EG konnten noch nicht - wie ursprünglich für Juli 
1973 vorgesehen - abgeschlossen werden. Das ur- 
sprüngliche Ausgleichsangebot der Gemeinschaft hat 
sich in den Verhandlungen in Genf als unzureichend 
erwiesen. Die Kommission hat dem Rat daraufhin 
zusätzliche Zugeständnisse vorgeschlagen. 

Eine Ad-hoc-Sachverständigengruppe und der Aus- 
schuß der Ständigen Vertreter haben im September 
1973 das Zusatzangebot der Gemeinschaft eingehend 
überprüft. Eine abschließende Entscheidung des Ra- 
tes wird im letzten Quartal 1973 erwartet. 

Handelspolitik 

139 . Die Vorbereitung der neuen GATT-Runde 
multilateraler Handelsverhandlungen bildete den 
Schwerpunkt der handelspolitischen Aktivität der 
Europäischen Gemeinschaften im Frühjahr und Som- 
mer 1973. Voraussetzung für die auf der Gipfelkon- 
ferenz vereinbarte aktive und konstruktive Teil- 
nahme der Gemeinschaft an der Vorbereitung und 
Durchführung dieser Verhandlungen war die recht- 
zeitige Verabschiedung eines gemeinschaftlichen Ge- 
samtkonzepts. 

Das nach schwierigen Verhandlungen am 25. /26. 
Juni 1973 vom Rat beschlossene Gesamtkonzept ent- 
spricht in seiner allgemeinen Ausrichtung der deut- 
schen Auffassung von der Interessenlage der Ge- 
meinschaft und ihrer Verantwortung für den Welt- 
handel als dessen größter Partner. Danach ist die 
Gemeinschaft zur Mitwirkung an einer immer wei- 
tergehenden Liberalisierung des Welthandels durch 
die fortschreitende Beseitigung von Handelshemm- 
nissen im Industrie- und Agrarbereich auf der Grund- 
lage der Gegenseitigkeit und einer globalen Rezi- 
prozität bereit, wobei den Besonderheiten der Land- 
wirtschaft Rechnung getragen werden soll. Den spe- 
zifischen Interessen der Entwicklungsländer soll be- 
sondere Aufmerksamkeit zuteil werden. Ferner legt 
die Gemeinschaft Wert auf eine Bekräftigung der 
Regeln des GATT und ihre konsequente Einhaltung. 

Die Gemeinschaft konnte auf dieser Grundlage bei j 
der Vorbereitung der Ministerkonferenz von Tokio | 


und der Verabschiedung der „Deklaration von To- 
kio" am 14. September 1973 eine entscheidende Rol- 
le spielen. In der bis zuletzt offenen Frage des Zu- 
sammenhangs zwischen den multilateralen Handels- 
verhandlungen und den Verhandlungen über ein 
neues Währungssystem konnte eine allseits akzep- 
table Formel gefunden werden, die klarstellt, daß 
sich diese beiden Verhandlungsvorhaben gegensei- 
tig fördern und nicht blockieren sollen. 

Die Bundesregierung ist bei der Erarbeitung des 
gemeinschaftlichen Gesamtkonzepts konsequent für 
eine liberale handelspolitische Ausrichtung der Ge- 
meinschaft eingetreten. Es kommt nunmehr darauf 
an, diese Ausrichtung auch in den konkreten Man- 
daten an die Kommission für die einzelnen Verhand- 
lungskomplexe zu verankern und damit auf seiten 
der Gemeinschaft die Voraussetzungen für offene 
und substantielle Verhandlungen zu schaffen. 

140 . Die Europäischen Gemeinschaften beteiligten 
sich im GATT im Rahmen einer Textilarbeitsgruppe 
an Untersuchungen über die Probleme des interna- 
tionalen Textilhandels und der Erarbeitung alter- 
nativer Lösungselemente. Sie haben Ende Juni in 
einer Ratsentschließung ihre Bereitschaft erklärt, 
sich an Verhandlungen im GATT über ein multi- 
laterales Textilabkommen zu beteiligen, das den 
veränderten Verhältnissen in diesem Handelsbereich 
Rechnung tragen soll. Nach Auffassung der Bundes- 
regierung kann sich die Gemeinschaft bei der jetzt 
erforderlichen Festlegung ihrer Verhandlungsricht- 
linien nicht einseitig von Schutzinteressen leiten las- 
sen, sondern sollte sich für einen substantiellen Li- 
beralisierungsfortschritt bei gleichzeitiger Stärkung 
der internationalen Disziplin einsetzen. 

141 . Die Entscheidung des Rates vom 19. Dezem- 
ber 1972, die im Interesse der Vereinheitlichung der 
Einfuhrregelungen der Mitgliedstaaten autonome 
Änderungen der Einfuhrregelungen einem Gemein- 
schaftsverfahren unterwirft, wurde im letzten Halb- 
jahr besonders für die Bundesrepublik bedeutsam. 
Fast alle handelspolitischen Maßnahmen des Zwei- 
ten Stabilitätsprogramms waren nämlich diesem Ge- 
meinschaftsverfahren unterworfen. 

In den Konsultationen mit der Kommission und den 
Mitgliedstaaten wurde der umfangreiche Komplex 
Ende Juni/Anfang Juli innerhalb von drei Wochen 
zügig bewältigt. Dabei wurde dem stabilitätspoliti- 
schen Anliegen der Bundesregierung weitgehend 
Rechnung getragen. 

142 . Der Rat konnte - entgegen seiner eigenen 
Festlegung - das Liberalisierungsprogramm der Ge- 
meinschaft gegenüber den Staatshandelsländern, für 
das sich besonders die Bundesregierung eingesetzt 
hat, bislang wegen des Widerstandes einiger Mit- 
gliedstaaten noch nicht verabschieden. 

143 . Die Arbeiten an der Neufassung der VO 1025/ 
70, die einen wesentlichen Beitrag zur Vereinheit- 
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lichung der Wettbewerbsbedingungen in den Mit- 
gliedstaaten (Ursprung als einheitliches Liberalisie- 
rungskriterium, weitgehende Befreiung von Einfuhr- 
formalitäten) bringen wird, konnten auf Experten- 
ebene abgeschlossen werden. Die Verordnung wird 
im Herbst in den Gremien des Rates behandelt wer- 
den. 

144 . Im Bereich der Ausfuhrkreditversicherung sind 
die Arbeiten am Richtlinienvorschlag zur Harmoni- 
sierung der Prämien, die nach dem Beitritt der neuen 
Mitgliedsländer zunächst unterbrochen worden wa- 
ren, wieder aufgenommen worden. Wenn auch die 
Ansichten in vielen Punkten noch weit auseinander- 
gehen, so zeichneten sich doch in wichtigen Grund- 
fragen Verständigungsmöglichkeiten ab. 

145 . Die noch vor dem Beitritt nahezu fertiggestell- 
te gemeinsame Versicherungspolice für gebundene 
Finanzkredite an öffentliche Käufer konnte noch 
nicht verabschiedet werden, weil in zwei Fragen 
(Selbstbehalt und bedingungslose Bürgschaft) noch 
grundlegende Meinungsverschiedenheiten zwischen 
den alten Mitgliedstaaten und Großbritannien be- 
stehen. Zur Zeit befaßt sich die Kommission erneut 
mit dieser Frage. 

Nahezu abgeschlossen wurde dagegen die Diskus- 
sion über den Richtlinienvorschlag zur Harmonisie- 
rung der Pauschalpolicen für mittelfristige Lieferan- 
tenkredite, die auch Bestimmungen über den zuläs- 
sigen Pauschal-Rabatt beim Entgelt enthält. 

146 . Unmittelbar vor der Verabschiedung durch 
den Rat stehen ferner die neuen Bestimmungen über 
die Verbesserung und Neufassung des Verfahrens 
über die Konsultation von Ausfuhrkrediten, Rah- 
menkrediten und gebundenen Kapitalhilfekrediten 
mit mehr als Sjähriger Laufzeit. Die Kommission hat 
inzwischen dem Rat einen Verordnungsvorschlag für 
die Festlegung gemeinsamer Grundsätze und eines 
Verwaltungsverfahrens bei der Genehmigung von 
Kreditlaufzeiten vorgelegt, der über das bisherige 
Konsultationsverfahren hinaus verbindliche Grund- 
sätze für die Gewährung von Ausfuhrkrediten nach 
Nichtentwicklungsländern vorsieht. 

147 . Zur Eindämmung des Konditionenwettlaufs im 
Bereich der Ausfuhrkreditversicherung wird die Ge- 
meinschaft in Kürze den Dialog mit den Vereinigten 
Staaten aufnehmen. Diese Gespräche dienen der 
Vorbereitung von weltweiten Abkommen in der 
OECD, bei denen ebenfalls die generelle Begrenzung 
der Kreditlaufzeiten bei Ausfuhren in Industrielän- 
der und bei bestimmten Sektoren im Vordergrund 
steht. 

148 . Die Arbeiten zur Harmonisierung der Wech- 
selkursversicherung wurden noch nicht fortgesetzt. 
Die Kommission bereitet einen neuen Vorschlag vor. 

149 . Im Bereich der Ausfuhrfinanzierung wurde 
der Harmonisierungsvorschlag der Kommission, der 


als ersten Schritt zur Eindämmung der Exportzins- 
subventionen die Festlegung eines Exportmindest- 
zinssatzes von 6,5 v. H. vorsieht, weiter beraten. Die 
grundsätzlichen französischen Vorbehalte gegen den 
Entwurf konnten noch nicht ausgeräumt werden. 

150 , In der Frage eines gemeinschaftlichen Systems 
von Garantien für das politische Risiko bei privaten 
Kapitalanlagen im Ausland vertritt die Bundesregie- 
rung nach wie vor die Auffassung, daß zunächst der 
Weg einer Harmonisierung der wesentlichen Ele- 
mente der nationalen Garantieinstrumente beschrit- 
ten werden sollte. 


Beziehungen zu Drittländern 

151 . Der von der Gipfelkonferenz bestätigte kon- 
struktive Dialog der EG mit den Haupthandelspart- 
nern wurde fortgesetzt. Die Bedeutung, die dem 
europäisch-amerikanischen Verhältnis zukommt, 
wurde seitens der Vereinigten Staaten durch die 
Rede des damaligen Präsidentenberaters Kissinger 
vom April 1973 erhellt. Auf seiten der Gemein- 
schaft und ihrer Mitgliedstaaten wurde in der Folge 
die Vorbereitung des für den Herbst geplanten Be- 
suchs Präsident Nixons in Europa in Angriff genom- 
men. 

152 . Die Verhandlungen der EG mit Japan über 
den Abschluß eines umfassenden Handelsabkom- 
mens konnten aufgrund der Meinungsunterschiede 
in der Schutzklauselfrage nicht abgeschlossen wer- 
den. Da wesentliche Verhandlungsgegenstände (Ab- 
bau von Handelshemmnissen, Schutzmechanismen) 
im Rahmen der multilateralen Handelsverhandlun- 
gen im GATT zur Diskussion anstehen, ist von einer 
Weiterführung der bilateralen Handelsverhandlun- 
gen vorerst von beiden Seiten abgesehen worden. 

Eine Arbeitsgruppe der Gemeinschaft hat nunmehr 
konkrete Fragen der Entwicklung der Handelsbe- 
ziehungen zwischen der EWG und Japan untersucht. 
Der Entwurf des Berichts der Gruppe muß noch in 
den Gremien des Rates behandelt werden. 

Die Bundesregierung vertritt dabei die Auffassung, 
daß eine ausgewogene Entwicklung des beidersei- 
tigen Handelsaustausches grundsätzlich durch eine 
Ausweitung des europäischen Anteils am zukunfts- 
trächtigen japanischen Markt und nicht durch eine 
Drosselung der Einfuhren aus Japan erreicht wer- 
den sollte. 

153 . Ende August wurde der Generalsekretär des 
Rats für gegenseitige Wirtschaftshilfe (RGW) Fade- 
jew auf seinen Wunsch von dem amtierenden Prä- 
sidenten des EG-Ministerrats zu einem inoffiziel- 
len Gespräch empfangen. Fadejew schlug dabei die 
Ernennung von Delegationen der EG und des RGW 
auf möglichst hoher Ebene zur Untersuchung der 
Möglichkeit einer Zusammenarbeit zwischen bei- 
den Organisationen vor. Der RGW-Generalsekretär 
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wurde auf inoffiziellem Weg davon unterrichtet, daß 
die Gemeinschaft eine Antwort vorbereitet. 

154 . Ende Juni 1973 wurde ein neues Handelsab- 
kommen mit Jugoslawien unterzeichnet. Dieses Ab- 
kommen, das eine Laufzeit von fünf Jahren hat, er- 
setzt das Abkommen von März 1970. Das Abkom- 
men sieht einen Gemischten Ausschuß vor, der nicht 
nur dessen reibungsloses Funktionieren überwachen, 
sondern auch nach Methoden und Mitteln wirtschaft- 
licher Kooperation suchen soll, wenn dadurch der 
Ausbau des Handelsverkehrs gefördert werden 
kann. 

Die Gemeinschaft hat mit Jugoslawien außerdem ein 
Abkommen über den Handel mit Baumwollspinn- 
stoffen abgeschlossen, das Anfang Juni in Kraft 
trat. 

155 . Das Handelsabkommen der EG und ihrer Mit- 
gliedstaaten mit dem Libanon von 1965 wurde er- 
neut um ein Jahr verlängert und auf die neuen Mit- 
gliedstaaten ausgedehnt. 

156 . Mit Brasilien und Indien laufen z. Z. Verhand- 
lungen über den Abschluß von Handelsabkommen. 


XV. Verhandlungen mit den Mittelmeerländern 

157 . Ende Juni hat der Ministerrat der Europäi- 
schen Gemeinschaften erste Verhandlungsrichtlinien 
verabschiedet und die Kommission beauftragt, so- 
bald wie möglich Verhandlungen mit den drei 
Maghrebstaaten (Algerien, Marokko, Tunesien), mit 
Spanien und Israel aufzunehmen. Ziel der Verhand- 
lungen ist der Abschluß neuer Abkommen, deren 
Handelsteil am 1. Januar 1974 in Kraft treten soll. 

Die Verhandlungen mit den Partnerländern wurden 
im Juli aufgenommen und nach der Sommerpause 
fortgesetzt. 


XVI. Assoziierungen und besondere Beziehungen 

mit europäischen Ländern 
Freihandelsabkommen mit den nicht beitreten- 
den EFTA-Staaten 

158 . Am 1. Juli 1973 trat das Freihandelsabkom- 
men der EWG mit Norwegen in Kraft. Zur gleichen 
Zeit wurden beiderseits die ersten Zollsenkungen 
vorgenommen. Damit hat Norwegen den Anschluß 
an das Vertragswerk der EG mit den nicht beigetre- 
tenen EFTA-Staaten gefunden. 

159 . Die Unterzeichnung der am 21. Juli 1972 para- 
phierten Freihandelsabkommen der EG mit Finnland 
fand am 5. Oktober 1973 statt. 


Abkommen mit anderen Europäischen Staaten 
Türkei 

160 . Aus Anlaß des 10jährigen Bestehens der Asso- 
ziation EWG-Türkei fand die 19. Tagung des Asso- 
ziationsrates EWG-Türkei in Ankara statt. 

Dabei wurde ein Ergänzungsprotokoll über die An- 
passung des Assoziierungsverhältnisses infolge der 
Erweiterung der Gemeinschaft nebst Interimsabkom- 
men für den Bereich der handelspolitischen Rege- 
lungen unterzeichnet. 

Aufgrund des Ergänzungsprotokolls werden die drei 
neuen Mitgliedstaaten u. a. einen Beitrag zur Finanz- 
hilfe der Gemeinschaft in Höhe von 47 Mio RE lei- 
sten. Die EIB wird zusätzlich aus ihren eigenen Mit- 
teln einen Darlehensbetrag von 25 Mio RE der Tür- 
kei zur Verfügung stellen (Anwendung des Artikel 9 
des zweiten Finanzprotokolls von 1970). 

Darüber hinaus wurde im Rahmen der vorgezogenen 
Überprüfung der Präferenzregelung für landwirt- 
schaftliche Erzeugnisse Einvernehmen über zusätz- 
liche Konzessionen an die Türkei erzielt. 

Griechenland 

161 . Die Beziehungen der Gemeinschaft zu Grie- 
chenland blieben auch im Berichtszeitraum im we- 
sentlichen auf die Abwicklung der Geschäfte der 
laufenden Verwaltung beschränkt. 

Die durch die Erweiterung der Gemeinschaft not- 
wendig gewordene Anpassung des Assoziierungs- 
abkommens konnte noch nicht einvernehmlich gere- 
gelt werden. Bei der von der Gemeinschaft gleich- 
zeitig gewünschten Anpassung des sog. Weinpro- 
tokolls zum Abkommen von Athen an die Wein- 
marktordnung der Gemeinschaft, von der Griechen- 
land eine Beeinträchtigung seiner traditionellen 
Weinexporte in die Gemeinschaft (insbesondere bei 
Konsumwein) befürchtet, konnten jedoch wesentliche 
Fortschritte erzielt werden, so daß mit einem Ab- 
schluß der Verhandlungen vor Jahresende gerech- 
net werden kann. 

Malta 

162 . über die Forderung Maltas nach einer Ver- 
besserung des bestehenden Assoziierungsabkom- 
mens ist gemeinschaftsintern im Zusammenhang mit 
der Prüfung einer umfassenden Neuregelung der Be- 
ziehungen der Gemeinschaft zu den Mittelmeerlän- 
dern beraten worden. Mit einer Verabschiedung der 
Verhandlungsrichtlinien durch den Ministerrat und 
der Aufnahme der Verhandlungen ist im zweiten 
Halbjahr 1973 zu rechnen. 

Zypern 

163 . Das am 19. Dezember 1972 von der (Alt-)Ge- 
meinschaft und Zypern Unterzeichnete Assoziie- 
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rungsabkommen sowie das Ergänzungsprotokoll 
über die Anpassung des Abkommens infolge der 
Erweiterung der Gemeinschaft sind am 1. Juni 1973 
in Kraft getreten. 


XVII. Assoziierungen und Präferenzabkommen 
mit außereuropäischen Ländern 

164 . Am 1. Juni 1973 ist das Abkommen über den 
Beitritt von Mauritius zum Abkommen von Jaunde 
zwischen der Europäischen Wirtschaftsgemeinschaft 
und den mit der Gemeinschaft assoziierten afrika- 
nischen Staaten und Madagaskar in Kraft getreten. 
Im Berichtszeitraum haben die Gespräche mit den 
assoziierten afrikanischen Staaten und Madagaskar 
sowie den assoziablen unabhängigen Staaten des 
Commonwealth in Afrika, im Pazifik sowie im kari- 
bischen Raum über ihre künftigen Beziehungen zur 
Gemeinschaft begonnen. Auf einer Konferenz am 
25. und 26. Juli in Brüssel, an der 45 Staaten (davon 
vier als Beobachter) aus dem afrikanischen, karibi- 
schen und pazifischen Raum teilgenommen haben, 
hat die Gemeinschaft eine einheitliche vertragliche 
Regelung angeboten, deren Grundzüge im wesent- 
lichen sind: 

— freier Zugang für die meisten Erzeugnisse der 
Partnerstaaten zum Gemeinsamen Markt vorbe- 
haltlich einer im einzelnen zu vereinbarenden 
Sonderregelung für gleichartige und konkurrie- 
rende Agrarprodukte; 

— Berücksichtigung der Interessen der Länder, de- 
ren Wirtschaft in hohem Maße von der Ausfuhr 
von Grundstoffen, insbesondere von Zucker, ab- 
hängt; 

— finanzielle und technische Hilfe. 

Die Partnerländer haben dieses Angebot begrüßt. 
Unter Hinweis auf das wirtschaftliche Ungleichge- 
wicht zwischen der Gemeinschaft und ihnen forder- 
ten sie insbesondere den Verzicht der Gemeinschaft 
auf handelspolitische Reziprozität und die Schaf- 
fung von Instrumenten zur Stabilisierung und Stei- 
gerung der Erlöse aus dem Export von Grundstof- 
fen. 

Für den Beginn der Sachverhandlungen wurde der 
17. Oktober festgelegt. Die Gemeinschaft arbeitet 
dazu konkrete Verhandlungsvorschläge aus. Die 
Bundesregierung läßt sich dabei vor allem von dem 


Wunsch leiten, die innerafrikanischen Bemühungen 
um die Herstellung einheitlicher Handels- und Wirt- 
schaftsbeziehungen zwischen allen in Frage kom- 
menden Staaten einerseits und der Gemeinschaft an- 
dererseits zu unterstützen. 

165 . Zu den Präferenzabkommen mit der Arabi- 
schen Republik Ägypten und dem Libanon sind im 
Mai bzw. Juni Ergänzungsprotokolle über die An- 
passung der Abkommen infolge der Erweiterung 
der Gemeinschaft abgeschlossen worden. 

Mit dem Inkrafttreten sowohl der Präferenzabkom- 
men als auch der Ergänzungsprotokolle ist zum Jah- 
resende zu rechnen. 


XVIII. Gemeinschaftliche Politik der Zusammen- 
arbeit mit den Entwicklungsländern 

166 . Die vom Rat eingesetzte Ad-hoc-Gruppe Hoher 
Beamter über die Zusammenarbeit in Entwicklungs- 
fragen hat dem Rat Mitte Juni 1973 ihren Bericht 
vorgelegt, der in drei Teilen zu den Problemen 

— der Steigerung der Ausfuhren der Entwicklungs- 
länder, 

— der Finanzmittel, 

— der Harmonisierung und Koordinierung der Poli- 
tiken der Zusammenarbeit der Mitgliedstaaten 

Stellung nimmt und in einer Reihe von Einzelfragen 
(Grundstoffabkommen, Verbesserung des Systems 
der Allgemeinen Präferenzen, Förderung der Exporte 
der Entwicklungsländer, Förderung der regionalen 
Integration der Entwicklungsländer) zu einstimmig 
gefaßten Empfehlungen kommt. 

In anderen - für die Bundesregierung besonders 
wichtigen - Bereichen, wie vor allem der Möglich- 
keit finanzieller Hilfe für nicht assozierte Entwick- 
lungsländer und einer verstärkten Koordinierung 
der Entwicklungshilfepolitik der Mitgliedstaaten, 
konnte dagegen eine Einigung unter allen Delega- 
tionen noch nicht erreicht werden. 

Am 25. Juni 1973 hat der Rat diesen Bericht erörtert. 
Er beauftragte die Gruppe, die noch offenen Fragen 
weiter zu prüfen, und beschloß, sich im Herbst auf 
einer neuen Tagung der für die Entwicklungshilfe 
zuständigen Minister ausführlich mit der dann vor- 
liegenden überarbeiteten Fassung des Berichts der 
Arbeitsgruppe zu befassen. 
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